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sit-. te Dei-lich den tö. Juni 1935 ib. Jahrgang

»Der unveränderliche Kurs-«
Nach dem Tode des Marschalls hat die Presse des polni-

sehen Regieriingslagers verschiedentlich in bestimmter Form
zum Ausdruck gebracht, daß der bisherige außenpolitische
Kurs unverändert fortgesetzt werden wird. Man hat· diese
Mitteilung zur Kenntnis genommen und sich daran erinnert,
daß solche Unveränderlichkeitserklärungen in Fällen wie dem

vorliegenden das Uebliche sind und dazu dienen, für Ent-

zLchlüsse
die gefaßt werden müssen, Zeit zu gewinnen. Weiter

arf man auch nicht übersehen, daß man mit der Versiche-
rung, daß die Politik des Marschalls unverändert fortgeführt
wer-de, deshalb nicht allzu viel anfangen kann, weil jeder der

recht verschiedenartigen Kreise, aus denen sich das polnische
Regierungslager zusammensetzt, darauf schwört, daß ausge-
rechnet seine besonderen Auffassungen denen des Marschalls
am besten entsprechen.
Aufschlußreicherist in dieser hinsicht schon das Echo, das

der ,,(Iz:is«, das Blatt der zum Regierungslager gehören-
den Konservativen, in der übrigen politischen Presse geweckt
hat. Der ,,("’-.;is«hat ein engeres Zusammengehen Polens mit

Deutschland als ein Gebot der politischen Klugheit bezeichnet:
»Der Zentralpunkt unserer AußeanJolitikChat es in einem Artikel geheißen, ,,i st u n s e r» erh ä l-t -

n i s z u D e u t s ch l a n d, weil dieses unser wichtigsterund

stärksterNachbar ist. Davon, wie wir das Verhältnis Deutsch-
lands zu unseren lebensivichtigen Interessen .beiverten,
müssen wir unsere gesamte Außenpolitik abhängig machen.
In diesem Sinne bedeutet der Pakt vom 26. Ianiiar v. I.

sicherlich einen Umbruch von geschichtlicher Bedeutung· Er

bedeutet, daß De utschla nd das aus der unaufhdrlichen
Dynamik dieser Nation sich ergebende Programm nicht gegen
Polen durchführen will, sondern im Einvernehmen mit

diesem, unter Berücksichtigung der Interessen und der Sicher-
heit Polens· Der Pakt bedeutet, daß P o l e n, der Meinung
ist, daß Deutschland eine Expansion für die in ihm enthal-
tenen dynamischen Kräfte finden kann, ohne mit den Inter-
essen Polens in Konflikt u geraten. . . Die Zerreißung
dieses Paktes um einiger elobigungen von Pertinax oder

Radek, um der heiligen Eintracht mit Koskowski und

Stronski, um einiger Toaste und Orden willen —- das wäre

ein Verbrechen sowohl aii Polen als auch an Frankreich —

wie auch am europäischen Frieden.«
.

Diese Meinung des ,,(:zas« fand in Polen nirgendswo
Anklang. Sie stieß nicht nur in der oppositionellen, sondern
such in der regierungstreuen Presse auf eine mehr oder

weniger scharfe Kritik. In den nationaldemokratischen, sozia-
listischenund Manch-demokratischen Blättern drängten sich
VIS Artikel- die gegen die Redakteiire des ,,Czas« den Vor-
Wka -z·CIllzUgroßer Leichtgläubigkeit«gegenüber den Worten
des FUhrers erhoben. Ihren ganzen Geist verwandten die

Schreiber dieser Blätter darauf, von neuem Mißtrauen gegen
Deutschland zu säen, Zweifel an der Ehrlichkeit seiner Polen-
politik zu erwecken und in der Rede des Führers Stellen zu
finden, in die sich — bei hinreichend schlechtem Willen —

imperialistische Absichten»auf Kosten Polens hineindeuten
lassen. Auf Elsaß-Lothringen habe Deutschland verzichtet-
schrieb Stronski z. B.; über die Politik des Dritten

Reiches in Ost- und Siidosteuropa aber habe hitler in seiner
Reichstagsredenichts dergleichen gesagt-. Dieser Unterschied
sei beachtlich. Auch bei den anderen politischenOppositions-

blättern drehte sich die gegen Deutschland und den »Czas«
erichtete Kritik hauptsächlichdarum, daß von deutscher Seite
ein ausdrücklicher Verzicht auf die abgetrennten Ostgebiete-

vorliegt. Daß der Führer mit aller Deutlichkeit den Wunsch
nach einer längeren als zehnjährigen Dauer
des deutsch-polnischen Gewaltverzichts-
p altes aus edrückt hat, darüber sahen die Politiker des

organisierten rgwohns und der dogmiatischen Deutschen-
seindschafthinweg. Im übrigen waren sich diese Kreise völlig
einig darin, daß nur sie, nicht aber die Redakteure des ,,czas

«

dazu berufen sind, sich über die politischen Rotivendigkeiten
Polens zu äußern. Seine politische Uninaßgeblichkeitwurde
dem konservativen Blatt am 4. Iniii auch von-i P r es se ch e f
d·er Berliner poliiischen Botschaft im Rahmen
eines in der Lessinghochschule gehaltenen Vortrags bestätigt.
Daß der Redner in seinem Vortrage auch Gelegenheit nahm.
denbeiden bekanntesten, gegen eine deutschfreundliche Politik
agitierenden Iournalisten des nationaldemokratischen
Lagers, Koskowski und Stronski, einige anerkeniiende Worte
über ihre ,,objektive Kritik« an den Maßnahmen der polni-
schen Regierung zu widinen, sei als immerhin interessantes
Faktum am Rande erwähnt. .

Seine eigentliche Bedeutung hat der allgemeine Angriff
auf den ,,(’-zas« aber erst dadurch erhalten, daß ihm auch das

offiziäse Blatt der polnischen Regierung, die ,,(’l aze t a

Polska«, eine scharfe Rüge erteilte. »Unsere ganze ernste
Presse«, hieß es da u. a·, ,,hat in der letzten Zeit Ruhe, Würde
und kaltes Blut bewahrt. Mit einer einzigen Ausnahme. Der

gesetzte und salbungsvolle ,(’-zas"’ist plötzlichgeschwätzigge-
worden. .. In der Innenpolitik begann er von irgend-
welchem ,Terror« zu schreiben. I n d e r A u ß e n p o l it i k

führte er ein Salto mortale aus, das eines

Wladyslaw Studnicki würdig ist. . .Wir müssen
mit Bedauern feststellen, daß die nerväse Geschwätzigkeitdes
.Czas« nach allen Richtungen einen unangenehmen Eindruck
hervorruft. Um so mehr, als das leichtfertige Besser-wissen
(,,besserwisserstwo«) auf allen Gebieten in einen Zeitraum
fällt, in deni jeder vor allem Ruhe und Würde bewahren
muß.« Die Aeußerungen des ,,(’--,as«,in denen — unter

Wahrung der französischen Interessen —- eiiiem Zusammen-.
gehen Polens mit Deutschland bei der Stabilisierung Ost-
europas in immerhin vorsichtiger Weise das Wort geredet
wurde, ist also vom Organ der polnischen Regierung als

ebenso unreal wie seinerzeit das imperialistiiche Programm
des Außenseiters Studnicki abgelehnt worden.

Es ist verständlich,daß Polen versucht, sich nach keiner
Seite zu binden und sich nach allen Seiten hin seine hand-
liingsfreiheit zu wahren. Es ist daher auch begreiflich, dsaß
die ,,(ja7,eta Polska« die Richtangriffspakte mit Deutschland
und der Sowjetunion gleichwertig nebeneinander stellt und
das Bündnis mit Frankreich als eine den beiden Pakten
übergeordnete politische Tatsache werter Es ist jedoch frag-
lich, ob sich das Lavieren zwischen zwei Staaten, die als

Trägerzrveier Weltanschauungen in einem unüberbrückbaren
Gegensatz u einander stehen, auf die Dauer wird durch-
führen lasfemVielleicht ist man in Polen der Meinung,
gerade durch dieses Lavieren als politischer Faktor in

sEuropa eine Rolle spielen zu können. In Deutschland hat
man diesen Eindruck allerdings nicht. Dr. K—
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Polen und Litauell
Die Untersuchung der Frage, unter welchen Bedingungen

sich ein-e Verständigung mit Polen herbeiführen läßt, dürfte
für die politischen Kreise Litauens keine allzu angenehme
Beschäftigung sein. Wenn sie sich trotzdem mit dieser Frage
befassen, so tun sie das nur unter dem Zwang der Verhält-
nisse, die sie mit ihrer versbrecherifchen Memelpolitik selber
herbeigeführt haben. Jm Mittelpunkt der·Ueberlegungen, die
in dieser hinsicht von litauischer Seite angestellt werden,
scheint ein ,,Lösungsvorschlag« zu stehen, den vor einiger
Zeit der Kauener Professor P a k f ch t a s zur Diskussion ge-
stellt hat. Pakschtas geht von der sehr willkürlichen Annahme
aus, daß das heutige Wilnagebiet, das bei 47 000 qkm Fläche
etwa 2 Millionen Einwohner zählt, »auf Grund objektiver
anthropologischer und ethnographischer Studien« als litaui-

sches Gebiet gelten müsse. Litauens kategorische
Forderung, sagt er, ist die Rückgabe Wilnas
d u r ch P o l e n. Um den Polen einen solchen Entschluß zu
erleichtern, macht Pakschtas den Vorschlag, das Wilnagebiet
nicht vorbehaltlos, sondern als autonomes Gebiet dem

litauischen Staat anzugliedern und diesem Staat insgesamt
eine Kantonaloerfassung nach schweizerifchemVorbild zu«
geben. .

»Der Staat soll danach in die d r ei

Memel, Kauen und Wilna zerfallen. Und zwar- soll
der Kanton Memel nicht nur das heutige, von Deutschland
losgerisfene Memelgebiet, sondern außerdem noch eine Reihe
grvßlitauischer Kreise umfassen, nämlich Krottingen, Telschen,
Raseinen, Tauroggen, Moscheikenund Sch-aulen. Der Kanton
Kauen soll sich nach dem Vorschlage Pakschtas über die

heutige litauisch-pvlnifche Grenze hinweg bis über Braclaw,
Swenciany und Troki hinaus und bis in die Vorstädte
Wilnas erstrecken. Und der Kanton Wilna schließlichsoll das

heutige Wilnagebiet einschließlichder Gebiete von Suwalki,
Grvdno und Lida erhalten. Die Stadt Wilna selbst soll als

hauptstadt des Föderativstaates keinem Kanton angehören.
Nach diesem Vorschlag würdeder Kanton Memel 25 000 akm
mit 1 Million Einwohnern, der Kanton Kauen 45000 qkm
mit 2 Millionen Einwohnern und der Kanton Wilna 33 000

qkm mit 1,35 Millionen Eiiiwohnern umfassen, Die haupt-
stadt Wilna, deren Vorstädte den angrenzenden Kantonen
Kauen und Wilna ugeteilt werden sollen, würde 150 000

Einwohner zählen.ZederKanton soll seine besonderen gesetz-

gebendenOrgane erhalten und sich insbesondere seine eigene
prachengesetzgebung schaffen. Den föderativenBehördenf4

sollen nur unterstehen: Landesverteidigung, Verkehr, Außen-
politik, Zölle und Außenhandel; usw. Ueber diesen Vorschlag
wird in Litauen seit-einiger Zeit diskutiert. Die litauische
Zeitschrift »Zj(iin.vs« hat sich an die ,,Gebildeten des Landes«

gewandt, ihre Meinun zu dem Gedanken eines litauischen
Föderativftaates zum

s esten. zu geben.
Daß die Anregung des Professor-s Pakschtas auf polni-

scher Seite keine besondere Begeisterung auszulösen vermag,
ist verständlich. Denn deren Durchführung würd-e von den

Polen zunächst einmal ganz erhebliche territoriale Zugeständ-
nisse verlangen, ohne daß sie dafür die Aussicht erhielten, in
dem neuen litauischen Fäderativstaate eine maßgebende Rolle
zu spielen. Als brauchbare Diskussionsgrundlage für eine

polnisch-litauische Verständigung kommt der Vorschlag von

Kantonesz

Pakschtas wohl schwerlich in Frage, solange die Polen der

Ueberzeugung sein können, daß sie es nicht nötig haben, die
Kosten des auch von ihnen gewünschten Ausgleichs mit dem
kleinen Nachbarn zu tragen.

«

Es gibt jedoch, wie es scheint,
auch keinen anderen brauchbaren Lösungsvorschlag Alle
Versuche, die bisher in dieser Richtung unternommen worden
sind, sind im Sand-e verlaufen. Derartige Versuche hat es in
den letzten anderthalb Jahren eine ganze Reihe gegeben. Von

polnischer Seite haben Oberst Prystvr und Prof. Lednicki,
von litauischer Seite Gras Subow mit den maßgebenden
politischen Kreisen der GegenseiteFühlung zunehmen ver-

sucht. Auch ist in Einzelfällen, wie auf dem Gebiete der

Presse, eine gewisse Durchbrechung der strengen gegenseitigen
Isolierung gelungen. Aber eine merkliche Annäherung der

beiderseitigen Gesichtspunkte wurde bisher offenbar nicht
erzielt: Litauen beharrt nach wie vor auf sein-er Forderung,
daß Polen das Wilnagebiet herausgeben müsse; Polen aber

fordert den Verzicht Litauens auf dieses Gebiet. Ein Ab-

weichen von den beiderseitigen starren Forderungen ist nur

insofern zu verzeichnen, als die litauische Seite, wie der Vor-«
schlag von Pakschtas zeigt, dem zurückgegebenen Wilnagesbiet
eine· gewisse Autonomie zu gewähren bereit ist, und. als die-

polnische Seite sich mit einer befristeten litauischen Ver ichts-
erklärung zufrieden geben würde-, für den Fall, daß auen s-

sich zur herftellung normaler politischer und wirtschaftlicher-«
Beziehungen mit Warfchau entschließt.

Der litauische Gesandte in Berlin, Dr. Schaulys, hat vor

einiger Zeit dem Berliner Vertreter des Krakauer »Musika-
wany Kurier codzienne« eine Unterredung gewährt, in deren

Verlauf er u. a. sagte: »Ich habe den Ein-druck, daß der

Marschall dasheutige Litauen nicht genügen-d begriffen hat.
Er ift in dem Geist der Aufstände von 1831 und. 1863 auf-.
gewachsen und konnte vielleicht nicht begreifen, daß das heu-,
tige Litauen nicht dasselbe ist, wie es damals war. Nach
meiner Meinung ist die polnisch-litauifche Verständigung jetzt
unentbehrlicher als jemals, und zwar sowohl für Polen als
für Litauen. Wir haben sehr viel gemeinsame Interessen Die

Geschichte liebt es übrigens, Ueberraschungen zu bringen, und

wer weiß, ob wir uns nicht vielleicht ganz unerwartet werden
die hände reichen müssen. . . Zweifellvs sind unsere Mißver-
ständnisse nicht soleichtzu beheben, wenn man sie vom Ge-;
sichtspunkt der Interessen des· heutigen Tages betrachtet; Jch·8
habe aber den'Eindruck, daß-das erste-Eis bereits, wenn-auch«
nvch nicht ganz·gebrochen, sa- doch der Schmelze nahe ist«-
Diefe hier zum Ausdruck kommende hoffnung auf eine Ver-

ständigung mit Polen beruht offenbar auf der Annahme, daß--
Polen dann, wenn die Memelfrage einmal akut werden follte,-
für Litauen und gegen Deutschland Partei nehmen werde,
daß über dieser Frage also einmal die deutsch-polnische An-

näherung zu Bruch gehen werde. Die Litauer, die dieses
hoffen, haben anscheinend vergessen, daß Polen, sofern es an

Memel interessiert ist, einen Einfluß dort nur geltend zu
machen vermag, wenn es herr über Litauen ist, daß der pol-.
nische Beistand inder Memelfrage von Litauen also. schließe-«
lich in dieser oder jener Form mit dem Verlust seiner Selb-
ständigkeit bezahlt werden muß. A uf die p o l n i f ch e

hilfe hoffen, heißt für die Litauer, an der

Zukunft ihres Staates verzweifeln.

Das neue Wahlrecht in Polen
Kurz nach Pfingsten ist die von Oberst Slaw ek zu-

sammen mit Ear und Makowski ausgearbeitete W a h l -

v r d n u n g zum Sejm und Senat dem Parlament vorgelegt
worden.«DerEntwurf entspricht durchaus den Andeutungen
und Absichten, die von seiten der maßgebenden Regierungs-
kreiseschon wiederholt geäußert worden waren. Die Durch-
bringung des neuen Wahlsystems ist für die Re ierungs-

garteinichts weniger als eine E x i st e n z f ra g e. uf einer
agung des Regierungsblockes, die kürzlich

stattfand, zeigte es sich, daß Abneigung und Bedenken gegen
die »neue Wahlordnung nicht nur in den oppositionellen
Kreier bestehen. Auch von verschiedenen Unterführern des

giesgierungslagerswurde der Entwurf zum Teil ziemlich
e i

der iagung dann schließlichdoch einstimmig angenommen
wurde, laßt vermuten, daß es den Kritikern weniger
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werden.

kritisiert. Die Tatsache aber, daß der Entwurf auf-

auf eine grundsätzlicheAblehnung als darauf ankam, ihren
eigenen Futterplatz für die Zukunft zu sichern, und daß ihnen
das wohl auch gelungen ist. Die S e n at o r e n des Regie-
rungslagers können wohl nahezu alle damit rechnen, daß sie
auch unter derneuen Ordnung ihre Würde weiter bekleiden

Von den Sejmabgeordneten des Regie-
rungsblvcks aber werden angesichts der starken Verminderung
der Sejmmandate wahrscheinlich eine ganze Anzahl uber die
Klinge springen müssen.-Doch ist anzunehmen, daßman«sie
durch andere, nicht minder wertvolle Posten entschadigenwird.

Die Zahl der Abgeordneten zum Sejm wird von 444

auf 200 herabgesetzt. Das a k t i-v e W a h l r e cht zum Sejm
hat jeder Bürger ohne Unterschied des Geschlechts, der vor

dem- Tage der Anordnung der Wahlen das 24. Lebensjahr
beendet hat. Das passive Wahlrecht dagegen hat
jeder Bürger, der das aktive Wahlrecht besitzt und vor dem



Tage der Anordnung der Wahlen das sit Lebensjahr
vollendet hat. Jn den Wahlsbezirkem in denen sie Dienst tun,

dürfen nicht kandidieren die Wojewoden sowie die ihnen
unterstellten Staatsbeamten, die Vizeprokuratoren der all-

gemeinen Gerichte mit Ausnahme der Prokuratoren des
Obersten Gerichts, die Kuratoren der Schulbezirke sowie die
ihnen unterstellten Schulvisitatoren Und·-Jnspekt0ken,die

Direktoren der Finanzkammern sowie die ihnen unterstellten
Beamten, die Offiziere und Soldaten der Staatspolizei. Die
Wahlzeit, d. h· die Zeit von der Anordnung der Wahlen bis

zur Abstimmuii , dauert nicht weniger als 54 und nicht mehr
als 60 Tage. ZurDurchführung der Wahlen werden ein

Generalwahlkommissar sowie Bezirks- und Kreiswahlkom-
missioiien berufen.

Das Gebiet des Staates wird in üb e r 1 00 W ahl-
bezirke eingeteilt. Auf jeden Bezirk ent-
fallen zwei Abgeordneten-Mandate. Die
Liste der Abgeordneten-Kandidaten wird in jedem Bezirk
von der Bezirksversammlung unter dem Vorsitz
des Bezirksivahlkommissars festgesetzt. Die Bezirks-versamm-
liingen sollen sich zusammensetzen:

a) aus Delegierten der territorialen Selbst-
v e r w a l t u n g e n , die von den Kreis- und Gemeinderäten

sowie
den Stadtverordnetenversammliingen gewählt werden

allen;

b) aus Delegierten der wirtschaftlichen Selbst-
verwaltungen und Berufsorganisationen,
die von den Industrie- und Handelskammern, den hand-
werks- und Landwirtschaftskammern sowie den Vorständen
derjenigen Arbeiterberufsverbände gewählt werden, die am

Tage der Anordnung der Wahlen in dem betreffenden Bezirk
schon mindestens drei Jahre tätig gewesen sind; und

c) in den Stadtbezirken mit mehr als 100 000 Einwoh-
nern aus den Delegierten der A e r z t e -, A n w a l t s -

und Notariatskammersn sowie den Delegierten
der in den betreffenden Bezirken etwa vorhandenen
A k a d e m i e n ;

d) aus Delegierten, die von mindestens je 500 Wählern
entsandt werden,

Von diesen Personengruppen werden also die Dele-
gierten zu den Bezirksversammlungen gewählt, die ihrerseits
das Recht haben, die Kandidaten für die Sejmwahlen zu be-

stimmen. Das Recht zur Anmeldung von Abgeordneten-Kan-
didaten hat jeder Teilnehmer der Bezirksversammlung.Aus
Grund der Nennungen der Teilnehmer stsellt der Vorsitzende
das Verzeichnis der angemeldeten Kandidaten auf. Werden nur
vier Kaiididaten angemeldet, so werden alle Nennungen in

die Liste eingetragen, liegen dagegen mehr als vier Nen-

niingen vor, so findet eine Ab timmung statt, in deren Er-
gebnis alle diejenigen in die iste eingetragen werden, die

in der Abstimmung mindestens ein Viertel der abgegebenen
Stimmen erhalten·

Kein Mensch kann behaupten, daß die Kandid-aten, die
aus diesem verwickelten Aussonderungssystem als für den

Sejm wählbar hervorgehen werden, immer diejenigen sein
werden, die die Masse der Wähler sichwünscht.Niemand wird
einem glaubhaft machen können, daß etwa die Industrie-
und handelskammerm die Landwirtschafts- und Handwerks-
kammern Gremien sind, die den politische n Willen der

Bevölkerung repräsentieren. Man wird zugeben, daß das

selbst bei den territorialen Selbstverwaltungen, den Ge-
meinde- und Kreisräten und den Stadtverordnetenversamm-
Jungen, nur mit ganz erheblichen Einschränkungen der Fall
Ist, wenn man sichdaran erinnert, auf welche recht sonderbare
Weise die letzten Gemeindewahlen in Polen
vielerorts durchgeführtworden sind. Man denke z. B. an die

WolewvdschaftPolesien, wo das polnische Volkselement nur

einen geringen Bruchteil der Bevölkerung bildet, wo bei den

letzten Geineindewahlen, dank der ,,geschickten Regie« des

Wojeivoden Kostec-Biernacki,unter 12 000 Gemeinderäten
Ober Nicht ein einziger gewählt wurde, der nicht dem polni-
schen Regierungsklub angehörthat. Mit ganz geringen Aus-

nahmen hat die Regierungspartei bei diesen Gemeinde-

wahlen, deren Ergebnis nach dem neuen Wahlsystem für die

Aufstellung der Kandidatenliste für die künftigen Sejm-
FVUhleneine ausschlaggebendeRolle zu spielen bestimmt ist,
txt den städtischenund ländlichen Gemeindevertretungen die

sichereMehrheit erhalten; und wo das, wie z. B·. in Lodz,
Ulchtder Fall ist, ist damit zu rechnen, daß die Regierung die

Anordnung der
betreffenden Selb tverwaltungen noch rechtzeitig vor der

ejmwahlen auflösen ·-wird.. Daß es die

Regierungspartei in den neun Jahren ihrer herrschaft ver-

standen hat, auch die wirtschaftlichen und berufsständischen
Vertretungen nach ihrem politischen Geschmack zu besetzen,
ist hinreichend

bekannt. Es ist also genügend vor-

ge orgt, daß von den Wahlversammlungen
möglichst keine Kandidaten aufgestellt
werden, die dem Regierungsblock nicht
g e n e h m s i n d.

Besonders hingewiesen werden muß noch auf d i e

unter d) genannten Delegierten zu den Bezirks-
versammlungen. Zunächst könnte man meinen, daß durch das

jeder Gruppe von je 500 Wählern zugestandene Recht, je
einen Delegierten in die Versammlungen zu entsenden, auch
der Opposition noch ein gewisser Spielraum eingeräumt
worden sei. Jn Wirklichkeit ist das aber kaum der Fall. Zu-
nächst wird es schon nicht immer leicht sein, 500 Menschen

u finden, die es sich auf ihrem Vorschlag zur Bezirksver-fammlunggerne notariell beglaubigen lassen wollen, daß sie
es mit der Opposition halten. Dann aber kansn dieser eine

Delegierte der 500-Mann-Gruppe in der Bezirksversamm-
lung gar nichts ausrichten. Denn um auf die Kandidatenliste

Birden Sejm gesetzt zu werden, muß er m i n d e st e n s e i n

iertel der Mitglieder der Versammlung
für sichhaben. Nimmt man beispielsweise an, daß in einem

Wahlbezirk von den territorialen, berufsständischen und

sonstigen Institutionen nur Delegierte des Regierungsblockes
in die Versammlung entsandt worden sind, dann müssen

Z
B. die Nationaldemokratenmindestens ein Drittel so viel

eleZierte
mit je 500 notariell beglaubigten Unterschriften in

die ersammlung entsenden, wie dort Regierungsanhänger
vorhanden sind, um das notwendige Viertel der Stimmen in
der Versammlung zu erhalten, das notwendig ist, um auf die

Liste der Sejmkandidaten gesetzt zu werden. Der »l(urjer
warszawski« führt folgendes Beispiel an: Bei einer Bezirks-
versamm«lung,die aus 200 N ich tnationaldemokraten be-
steht, mußten noch 67 nationaldemokratische Dele ierte ent-
sandt werden, damit sie ein Viertel der gesamten ersamm-
lung (200 -i—67 = 267 : 4 : rund 67) bilden könnten. Zu
diesem Zweck aber müßte man 67 mal 500 = 33 500 Unter-
schriften sammeln, deren jede gegen eine Gebühr von zehn
Groschen notariell be laubigt werden muß. Und dann. ist es

schließlichnoch sragliåob überhaupt einer dieser Delegierten
bei den Sejmwahlen auch wirklich gewählt wird..

Der Senat soll sich aus 96 Senatoren

usammensetzen, von denen ein Drittel

iirch den Präsidenten der Republik be-

ufen und zwei Drittel durch die Wojewod-
chafts-Wahlkollegien gewählt werden, die

isich
aus den von den Bürgern gewählten Delegierten zu-

mmens-etzen, die, mindestens 30 Jahre alt, aus dem Titel
des persönlichenVerdienstes oder des Vertrauens der Bürger
zu ihnen das aktive Wahlrecht besitzen.

Das aktive Wahlrecht zum Senat werden
haben:

»

a) Personen, die mit dem Weißen Adlerorden, mit dem
Orden Virtuti militarj, mit dem Unab ängigkeitskresuzoder
der Unabhängigkeits-Medaille, dem apferkeitskreuz, dem
Orden der Wiedergeburt Polens oder dem Verdienstkreuz
ausgezeichnet sind;

h) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in den te r r i -

toriialen Selbstverwaltungen bekleiden, und

zwar Mitglieder der Wojewodschafts-, Kreis-, Gemeinderäte
und der Stadtverordneten-Versammlungen, sowie Mitglieder
der Stadtvorstände;

c) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in den Behörden
der a k a d e m i s ch e in S ch u l e n bekleiden (Rektoren und
Mitglieder des Senats dieser Schulen);

d) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in der b er us-
lich e n S e l b st ve r w a l t u n g bekleiden (Mitglieder der

Behörden, der Aerzte-, Answalts- und Notariatskamimer);
e) Bürger, die aus der Wahl ein Amt in der w i rt-

schaftlichen Selbstverwaltung sowie in den

Vorständen der von wirtschaftlichen mit dieser Selbstverwal-
tung verbundenen Vereinigun en bekleiden, und zwar Mit-

glieder
der Behörden, der andwirtschaftskammern, der

ndustrie- und der handelskammern und der handwerks-
kammern, die Vorsitzenden der Vorstände von industriellen
Vereinigungen, handwerksiiinungem Wirtschaftsverbänden
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sowie Organisationenund landwirts stlichen Klubs sowie
Vorstandsmitglieder der organisatori chen Stufen und Ver-

einigungen;

i) die Vor itzenden der organisatorischen Grundzellen der

Arbeiters erufsverbände sowie die Vorstands-
mitglieder der höheren organisatorischen Stufen dieser Ver-

einigsungen;
-

g) die Vorsitzenden der Vorstände der organisatorischen
Grundzellen der Vereint ungen der höheren
Wohlfah rt sowie die Vor tandsmitglieder der höheren

'

organisatorischen Stufen dieser Vereinigungen.

Das passive Wahlrecht um Senat hat jeder
Bürger, der das aktive Wahlrecht um ejm genießt und vor

sdem Tage der Anordnung der ahlen das 40. Lebensjahr
vollendet hat. Jeder Kreis wird in Wahlbezirke zu je 60

Wahlberechtigteii für den Senat eingeteilt. Ein jeder solcher
Bezirk wählt einen Delegierten isn das Wojewodschafts-
W-ahlkollegium, das die Kansdidatenliste ausstellt, worauf die

Abstimmung so durchgeführtwird, daß jeder Dele ierte
das Recht hat, die timme abzugeben: in den oje-
wodschaften, die fünf oder sechs Senatoren wählen, auf vier

Kandidaten, in den Wojewodschaften, die vier Senatoren

wählen, auf drei Kandidaten, in den Wojewodschaften, die
drei Senatoren wählen, aus zwei Kandidaten, in den Woje-
wodschaften, die zwei Senatoren wählen, auf einen
Kandidaten. Zu Senatoren gewählt sind diejenigen, die die

rößte Stimmenzahl, nicht weniger jedoch als ein Drittel der

timmen, auf sich vereini t haben. Nach den Wahlen zum
Senat finden auf dieselbe rt die

Walflen
von zwei stellver-

tretenden Senatoren statt. Von der Ge amtzahl der 64 Sena-
toren, die auf diese Weise berufen wer-den, entfallen: auf die
Stadt Warschau sowie die Wojewodschaften Kielceund Lem-

berg je sechs Senatoren, auf die Wojewodschaften Warschau
und Lodzje fünf Senatoren, auf die Wojewodschaften Lieblin,
Wolhynien, Krakau und Pofen je vier Senatoren, auf die

Wojewodschaften Wilnsa, Bialystok, Tarnopol und Schlesien
je drei Senatoren, auf die Wojewodschaften Pommerellen,
Nowogrodek, Polesien unsd Stanislau je zwei Senatoren.

Nach der Bekanntgabe der Ergebnisse der Senatswahlen

werden im Laufe von sieben Tagen die übrigen 32 Senatoren
durch den Präsidenten der Republik berufen.

Der Senat wird also, soweit er nicht vom Staatspräsi-
dentenernannt wird, nicht direkt, sonsdern von Wahlmännern
gewahlt. Das Wahlrecht zum Sen-at ist an den Nachweis
einer durch Orden ausgedruckten politischen Bewährung,
eines bestimmten Bildungsgrades und einer gehobenen
sozialen Stellung gebunden. Der G e d a n k e d e r Eli te ,

um den man sich in Polen lange Zeit hindurch heftig gestritten
hat, ist damit in einer komplizierteren Form, als ursprünglich
beabsichtigt war, verwirklicht worden. Es gibt an dieser
Wahlordnung zum Senat mancherlei, was einen recht merk-

würdig anmuten muß. Polen ist ein überwiegendes Bauern-
lan1d. Der Senat aber, der »nachder neuen Verfassung die
maßgebende gesetzgebensdeKorperschaft des Staates ist, wird
aller Voraussicht nach einen ausgesprochen ftädti-
sch e n E h a r a k te r tragen; denn von den Angehörigen
der Elite, die das aktive Wahlrecht zum Senat besitzen, gehört
nur ein geringer Teil der ländlichen oder gar der bäuerlichen
Bevölkerung an. Das insdustriereiche Schlesien und das arm-

selige Bialystok sind ganz gewiß keine Gebiete, die hinsichtlich
ihrer Bedeutung für das Staatsgsanze auf eine Stufe gestellt
werden können. Jm Senat aber werden sie durch die gleiche
Zahl von Senatoren vertreten sein. Ebenso wird das für
Polen doch angeblich so wichtige Pommerellen nicht mehr
Vertreter besitzen als das-von Sümpfen erfüllte Polesien. Es

sind das Bewertungsgrundfätze, die man nur schwer zu be-

greifen vermag.
Völlig unklar ist es, nach welchen höheren Gesichts-

punkten als dem der Vernichtung der parlamentarischen
Opposition dieses 1ganzeWahlsystem eigentlich sabriziert
worden ist, welche eberlegungen zum Beispiel für dievFest-
setzung des Stärkeverhältnisses von städtischenund ländlichen
Wahlversammlungsdele ierten maßgebend gewesen sein
mögen, na welchen Ge ichtspunkten die Bedeutung der ver-

schiedenen erufe und sozialen Schichten hinsichtlich ihres
parlamentarischen Vertretungsrechtes gegeneinander abge-
wogen worden ist, usw« Es dürfte ungemein schwer sein, hier
überhaupt irgendwelche höheren Gesichtspunkte festzustellen.
Auf die nächsten Sejm- und Senatswahlen kann man

gespannt- sein.

Eine mißgliickte Verteidigungsrede
Der litauische Außenminister Lozoraitis hat am

31. Mai im Kauener Offizierskasino eine Rede gehalten, die
als Antwort auf die Reichstagsrede des Führers vom 21.Mai

dieses Jahres gedacht war. Es ist Lozoraitis aufgefallen, daß
die deutsch-litauischen Beziehungen einiges zu wünschenübrig
lassen. Aber er meint, daß Litauen nicht schuld daran sei-
Litauen, so versichert er, sei Mitglied des Völkerbundes und

halte es für ,,seine Aufgabe und Ehre, alle Pflichten zu er-

.süllen, die sich aus dieser Tatsache ergeben«. (Anscheinend hat
der litauischeAußenminister vergessen, daß es der derzeitige
Staatspräsident S m eton a selber war, der sich schon vor

einer ganzen Reihe von Jahren zu der Feststellung veranlaßt
sah, daß es wohl keine Bestimmung des Meinelstatutes gibt,
die von Litauen no nicht verletzt worden sei.) Weder der

Völkerbund, meint ozoraitis dann weiter, noch irgendeine
andere autoritative internationale Jnstanz habe jemals gegen
Litauen den Vorwurf erhoben, daß es »die primitivsten Ge-

setze des menschlichen Zusammenlebens verletze«.(Auch hier
muß auf eine bedauerliche Gedächtniss wäche des litauischen
Außenministers hingewiesen werden: m Memelstatut sind
einige dieser primitivsten Gesetze des menschlichen Zusammen-
lebens festgelegt worden. Will Lozoraitis nun etwa behaup-
ten, daß die Signatarmächte, die man in diesem Falle doch
als internationale autoritative Jnstanz ansprecheii muß, noch
keinen Anlaß ehabt hätten, Litauen wegen mancherlei Ver-

letzungen
des tatutes zur Ordnung zu rufen; erst in letzter

Zeit it das wieder mehrfach geschehen. Es wirkt daher etwas

peinlich,·wennLozorsaitis behauptet, daß Beweise für die

gegen Litauen erhobenen Vorwürfe nicht beigebracht worden
ssind und nach seiner «tiefen Ueberzeugung« auch gar nicht
vorhanden sind.) Dann heißt es weiter: Die Rechte der Deut-
schen im Memelgebiet seien durch die Gesetze und die inter-

nationalen Versprechen Litauens, nämlich die Memelkonven-
.

tion, garantiert. Litauen erfülle diese Konvention ebenso
loyal wie auch seineanderen internationalen Versprechen,
und es habe auch nicht die Absicht, sie durch einen einseitigen
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Akt zu ändern oder aufzuheben. (Dazu ist zunächst einmal zu
bemerken, daß die Memelkonvention kein bloßes »Ver-
sprechen«, sondern eine V e r p f l i ch tu n g Litauens ist,
deren Nichterfüllung u. U. einmal die Aberkennung der

Souveränitätsrechte über das Memelland zur Folge haben
kann. Und was die Versicherung des Außenministers; daß
Litauen an keine Aensderung oder Aufhebung der Memel-
konvention denke, betrifft, so ist das nichts anderes als
eine unverschämte Behauptung; denn man erinnere sich nur

einmal daran, daß die Bestimmungen des Statutes ja Exak-tisch nicht mehr in Kraft sind, daß mehr als einmal im use
der Jahre von zuständiger litauischer Seite die Beseitigung
des Statuts als das Ziel der Memelpolitik offen anerkannt
worden ist, und daß Litauen ausdrücklich das alleinige Recht
der autoritären Auslegung des Statutes für sich selber bean-
sprucht.) Lozoraitis hielt es für richtig, seine erstaunlichen
Ausführungen über die litauische ,,Vertragstr»eue«noch durch
die zynische Bemerkung zu ergänzen, daß,,jeder·gutwillige
Deutsche« im Memelland wisse, daß niemand ihn daran

hindere, die Rechte auszuüben, die das Statut ihm verleiht.
(Es genügt demgegeniiber wohl, darauf hinzuweisen, daß der

Landtag, die berufene autonome Vertretung der Memel-

bevölkerung, seit der rechtswidrigen Absetziing des Direk-
toriums Schreiber nicht weniger als achtmal daran gehindert
worden ist, die ihm notwendig erscheinenden Beschlüsse zu

fassen.) Lozoraitis meinte dann noch: »Wir kämvfen nicht

Zlegen
das Deutschtum. Wir kämpfen gegen die antistaatliche

rbeit, ganz gleich, von wem sie betrieben wird.««(Leiderhat
er nicht hinzugefügt, was auf Grund des berüchtigten Zucht-

hausgesetzes alles als »antistaatlicheArbeit« zu verstehen ist.
Wenn nach diesem Gesetz jedes aktive Bekenntnis. zum
Deutschtum mit den schwersten Strafen belegt ist, ist es

schließlich nichts weiter als ein Spiel mit Worten, wenn

gesagtwird, nicht die Deutschen, sondern die Feinde des
taates werden bekämpft. Solche Wortspielerei ist man bei

sden Litauern freilich gewöhnt.)



Der litauische Außenminister hielt es im weiteren Ver-

lauf seiner Rede für richtig, sich über den Druckzu beklagen,
. dem Litauen seit Jahren von deutscher Seite angeblich aus-

gesetzt ist. »Wir g-laubten«,so sagte er, ,,unser großerNach-
bar würde Rücksichtdarauf nehmen, daß doch die»Tats-ache,
daß das Meinelgebiet früher zu Deutschland gehortez von

ihm eine bestimmte Vorsicht und Delikatesse M all
« VEZI

Fragen verlangt, die mit dem Memelgebiet verbunden sind.
CLozoraitis möchte hier anscheinend die Auffassungvertreten-

daß Deutschland gerade deshalb, weil ihm das Memelland
geraubt worden ist, verpflichtet se»i,sich besonders wenig um
das Schicksal dieses Landes zu kuniinern.) Er beklagt sich
dann, daß die litauische Aussuhr nach Deutschland durch
deutsche Maßnahmen auf ein Minimum herabgedruckt wor-

den ist, daß der gesamte Propagandaapparat Deutschlands
»Daß gegen Litaiien« säe, daß der kleine Grenzverkehr abge-
stoppt worden sei, usf. (Dasnk seines abstellbaren Gedachtnisses
hat Lozoraitis hier zu erwähnen vergessen, daß die deutschen
handelspolitischen Maßnahmen durch die terroristische Politik
Litauens bewußt provoziert worden sind, daß es Litauen
war, das durch die staatliche Förderung der antideutschen
Boykottbewegung den handelsvertrag verletzte, daß es Li-
tauen war, das mit Schwarzsendern den Rundfunkempfang
zu stören begann, daß die litauische Presse sich seit Jahren in
den niederträchtigstenBeschimpfungen Deutschlandszu er-

Zkhenpflegt, daß es aber Deutschland war, das bis zum letzten
ugenblick jede Schrosfheit Litauen gegenüber vesrmieden

hat, in der hoffnung, daß Vernunft und klarer Blick wieder

über Größenwahn und chauvinistische Verblendung siegen
würden.) Der Führer hatte in seinerReichstagsrede festgestellt,
daß mit Litauen ein Nichtangriffspakt nicht möglich ist, weil

Deutschland nicht mit einem Staate politische Verträge ein-
ehen kann, der die primitivsten Gesetze des menschlichen Zu-sammenlebensmißachtet. Diese Feststellung ist durch die

reichlichgeistlose Kasinorede des litauischen Außennisinisters
nicht im geringsten entkräftet worden. Jm Gegenteil hat diese
Rede noch einmal ausdrücklich bestätigt, daß Litauen auch
weiterhin nicht daran denkt, die Gesetze des menschlichen Zu-
sammenlebens als für seine Politik maßgebende Normen an-

zuerkennen. Wenn Lozoraitis wirklich so fest von der angeb-
lichen litauischen Anständigkeit überzeugt ist, wie er in seiner
Rede den Anschein zii erwecken versucht hat, und wenn er

wirklich, wie er versichert hat, so großen Wert dar-auf legt, die
angebliche Rechtmäßigkeit der litauischen Memelpolitik von

einer autoritativen internationalen Instanz bestätigt zu
sehen, so hat er es ja jederzeit in der hand, die Signatar-
staaten von sich aus um eine Nachprüfung der Lage im
Memelgebiet zu ersuchen. Die Zurückhaltung, die er in diesem
Punkt an den Tag legt, steht in einem sonderbaren Gegensatz
zu den sorschen Worten, mit denen er in seiner Kasinorede
das »gute Gewissen« zu markieren beliebte. Es ist immer nur
die deutscheSeite gewesen, die eine objektive Untersuchung
der Verhaltnisse im Memellansde erstrebt hat, wie es auch

immer nur die deutsche Seite gewesen ist, die von 1919 bis
heute den entschiedensten Wert darauf gelegt hat, daß der
Wille der Mem-elbevd·lkerungeinwandfrei festgestellt wird.

Der Unruheherd Memel
Gailius statt Simonailis

Kürzlich trat die Memeler Stadtverordnetenver-
sammlung zu einer Sitzung zusammen. Von den 40 Stadt-
verordneten waren 32 erschienen. Es fehlten die sechs vom

Kaiiener Kriegsgericht veriirteilten und zwei weitere Mit-

glieder· Gegen den Widerspruch der Litauer beschloß die

Stadtverordnetenversaniniliiiig die Einsetziing einer Kom-

mission, deren Aufgabe es ist, die Mißstände zu prüfen, die
iii der Verwaltung der Stadt seit der unrechtmäßigen Ab-

setzung des deutschen BürgermeistersDr. Brindlinger ein-

gerissen sind. Wie eine solche sachgemaße Prüfung ausfallen
wird, darüber scheinen sich die Litauer von vornherein»im
klaren zu sein. Seit der AbsetzungBrindlingers hat der u·bel-
beriichtigte Simonaitis als kommissarischer.Oberburgerme«ister
die Geschäfte der Stadt geleitet; er hat die ihm vom»Direk-
toriiim übertragenen Machtbefugnisse dazu benutzt«die Ver-
waltiin der Stadt zu litauisieren, sich selbst und seinen poli-
tischen cFreundenunrechtmäßige Vorteile zu verschaffenund
aus einem geordneten Gemeinwesen einen litauischen Sau-

"stall zu machen. Das Direktorium Vruvelaitis hat aus dem

—Veschluß der Stadtverordnetenversammlung seine Folge-
rungen gezogen. Es hat Simonaitis seines Amtes enthoben
und an seine Stelle den Großlitauer Viktor Gailius
gesetzt. Das Direktorium hat anscheinend die Absicht, sich von

der Mißwirtschast des Mannes, den es selber auf den verant-
wortungsvollen Posten berufen hat, zu distanzieren. ·Dieses
Täiischungsmanöver ist zu offensichtlich, als daß jemand
darauf hineinfallen könnte. Das Direktvrium denkt gar nicht
daran, die »Arbeit«, die Simonaitis geleistet hat, wieder

ungeschehen zu machen und siir eine Wiederherstellung der

rechtmäßigenZustände in der Memeler Stadtverwaltung zu
sorgen. Nicht das System wird geändert, sondern ein neuer
Mann mit seiner Fortführung beauftragt. Viktor Gailius
wurde vom Direktoriiim »bis zur Reuwahl und Bestätigung
des Ersten Bürgermeisters« mit der kommissarischen Führung
der Stadtverwaltung betraut. Gailius hat in der litauischen
Memelpolitik schon mehrfach eine Rolle gespielt. Er gehört zu
den Litauern, die vor dem Kriege auf Kosten des Preußischen
Staates an der

UnivergtätKönigsberg studierten, war nach
deni Kriege Vertreter itauens in Berlin und Reval und

wurde im Jahre 1923 (als Nachfolger des unter dem Druck
der WestmächtezurückgetretenenSimonaitis) zum Präsiden-
ten des Landesdirektoriums ernannt; als solcher machte er

seinen Bruder zum Kirchenkommissar für das Memelgebiet
mit dem Austrag, die kirchlichen Bindungen·desGebietes an

das preußischeMutterland zu zerstoren, ein Versuch, der
einen langwierigen und von den Litauern schließlichver-
lorenen Kirchenkonfliktzur Folge gehabt hat. Gailius bietet

in keiner hinsicht die Gewähr dafür, daß die Verhältnisse in
der Memeler Stadtverwaltung wieder in geordnete Bahnen
geleitet werden.

Eine internationale Aufsichlsinstanz verlangt

EndeMai»hatSchulrat M e y e r den Vertretern der
Unterzeichnermachte der Meinelkonvention, England, Frank-
reich, Italien und Japan, in Genf eine neue Beschwerde über-
reicht. Darin wird festgestellt, daß die LaYim Memelgebiet
nach den am 19. April d. J. erhabenen orstellungen der
Unterzeichnermächtein Kauen sich keineswegs gebessert, son-
dern noch wesentlich verschlechtert hat. Die Unterzeichner-
mächte haben die unver ügliche herstellun des Vertrauens-
verhältnisses zwischen irektorium iind Landtagverlangt.
Die Maßnahmen, mit denen die litauische Regierung darauf
geantwortet hat, bedeuten das Gegenteil. Trotz des Ver-
lan ens der Unterzeichnermächtenach unverzüglicher Wieder-
herstellungder normalen Lage ist Vruvelaitis noch immer
im Amt, wobei er von der litauischen Regierung durch neue

statiitwidrige Maßnahmen geschütztwird. Das geschah da-

durch, daß der Termin für die Neuwahl des Landta es auf
den 29. September hinausgeschoben wurde. Dadurch oll zu-

gleich
die seit dem 5. Mai 1935 bestehende Aiisschaltung des

andtages bis auf weiteres ausrechterhalten werden, so daß
der verfassungsmäßige Wille des einheimischen Elements der

Bevölkerung nicht zum Ausdruck kommen kann. Die litauischie
Regierung glaubt, durch dieses Vakuum am besten die schon
lange angestrebte »reine, glatte Annexion« des Memel-

gebietes erreichen zu können.

Angesichts dieser Rechtlosigkeit ist, wie die Beschwerde
weiter ausführt, im Memelgebiet kein e G e w ä h r d a f ii r

gegeben, daß die bevorstehenden Wahlen
statutgemäß vor sich gehen»kön«nen. Für eine

geie
und unbeeinflußte Wahl sind zunächstdie statutgemäßen

oraussetzungen zu schaffen, wozu gehort, dakzder Kriegs-
zustand aufgehoben und die Versammlungs-, ereinigiings-
und Pressesreiheit gewährleistet wird, die zu Unrecht erfolg-
ten Einsbürgerungen rückgängig gemacht, die Wahlkreislom-
missionen paritätisch iisammengesetzt u-nd vor allem verschie-
dene Bestimmungen es litauischen Staatsnotgesetzes aufge-
hoben werden, nach denen die Verteidigung der autonomen

Rechte mit hohen Zuchthausstrafen bedroht ist. Da bei der

rechtlich unhaltbaren Lage für die kommenden Wahlen noch
viel mehr als bei den letzten im Jahre 1932 mit dem starksten
litauischen Wahlterror zu rechnen ist, wird von dem Be-

schwerdeführerdie Einsetzung einer internatio-
nalen Aufsichtsinstanz verlangt. Es· ist zu
hoffen, daß dlesem Verlangen Rechnung getragen wird.
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Die Beschwerde schließtmit einem Appell an die Unter-

zeichnermächte,
die bereits verlangte herstellung der nor-

ma en Lage möglichst bald durchzusetzen, da durch die

statutenwidrigeii administrativen und gesetzgeberischenMaß-
nahmen der litauischen Regierung und durch die Auswirkung
des seit über acht Jahren andauernkden Kriegszustandes in

der letzten Zeit im Memelgebiet ein Gefahren-
herd entstanden sei, der zu großen Besorg-
n i s s e n A n l a ß g isb t. Die Bevölkerung des Memel-

gebiets könne sichnicht vorstellen, daß die Unterzeichnermächte
auf der einen Seite die Verletzung internationaler Verträge
verurteilen und auf der anderen Seite die völlige Außer-
kraftsetzung eines von ihnen unterzeichneten Vertrages, näm-
lich der Memelkonvention, hinnehmen werden«

»Lieiuvos Ziaios« über litauische Unkultur

Die in Kaiien erscheinende Zeitung ,,Ljetu vos

Zin i o s« brachte seine Nachricht, die in sehr charakteristischer
Weise die politischen Machenschaften der litauischen Staats-

behörden im Memelgebiet gegen die bei den Behörden be-

schäfstigtenMemeliänder beleuchtet. Jn dieser Meldung heißt
es: »Um die Nester der Razis im Memelgebiet zu zerstreuen,

wurden verschiedene nazistisch eingestellte Beamte und An-

gestellte ausdem Memelgxezbietnach Großlitauen versetzt. Es

szeigte sich aber, daß die ersetzten in Großlitauen weder

Lwohnen noch Dienst tun wollen. Sie verlassen den Dienst,
kommen nach Memel zurück und suchen andere Beschäftigung
oder klopfen an die Tür des Magistrats.---DasVersetzen ist
vor noch gar nicht langer Zeit eingeführt worden, und schon
gibt es recht viele Flüchtlinge. Zuriickgekommen sagen sie:
,Wir wollen nicht das Brot der Szameiten essen.« Die
Memeler witzeln deswegen und meinen, daß heutzutage mehr
Memelländer aus Litauen flüchten als aus Brasilien.«

Die erwähnte litauische Zeitung gibt in einem anderen
Artikel selbst die Gründe an, aus denen es dem memelländi-

schen Beamten und Angestellten unmöglich ist, in Groß-
litauen zu leben. Das Blatt unterzieht selbst die wirtschaft-

lichen unsd kulturellen Zustände in Litauen einer vernichten-
den Kritik. Des-halb ist es kein Wunder-, daß der größere Teil
dieses Artikels von der Zensur gestrichen worden ist. Der
Artikel beschäftigt sich mit den Verhältnissen im Dschsuken-
lande,«dem südöstlichstenTeil Litauens, der noch zu den

bessergestellten Landstrichen gehort: »Nehmen wir 35 bis 45

Prozent der Bewohner des Dschukenlandes«, so heißt es in
dem Artikel, »die durchschnittlich 5 bis 10 ha Lan-d besitzen.
Das Gehöft besteht aus einer Scheune, dem Stall und

meistenteils aus einer Wohnhütte ohne Schornstein. Der

Vieh-bestand ist ein Pferd, eine Kuh mit gesträubten haaren
und zwei Ferkel, in der hütte ein Kater und 5 bis 7 Hühner,
da u der·Vater, die Mutter und acht bis zwölf Kinder. Was

ausden 5 bis 10 ha produziert wird, kansn selbst die minimal-

sten Ansprücheder Familie nicht befriedigen. Schule, Kultur
und Presse sind dort noch sehr wenig bekannt. Die Eltern
können die Kinder nicht mit Büchern, nicht einmal mit dem

gewöhnlichsten Schreibmaterial versorgen. Die Kultivierung
des Land-es geht nicht vorwärts, sondern schreitet zurück. Die
Wohnstätte ist eine hütte von der Größe eines geräumigen
Zimmers, keine Fenster, die Luft erfüllt von säuerslichem
Rauch, von der Decke tropft rußiges Wasser. Auf dem ein-

zigen, mit Stroh gefüllten Bett sitzt die kränklicheMutter von

zehn Kindern. Auf dem schiefen Lehmofen lagern sich fünf
zwei- bis fünfjährige Kinder, schwarz wie ein Kochtopf.
Zwischen den hühnern kriecht aus dem unebenen Boden ein

noch ungetauftes anderthalbjähriges Dschukenkind herum mit
einem Bauch wie ein Orstspfarrer. Die hühner tun ihm-nichts.
hin und wie-der picken sie eine Fliege von dem halbnackten
Rücken.« — Die folgenden Ausführungen sind zum Teil von

der Zensur gestrichen. Dann heißt es: »Wenn eines der Kin-
der krank ist oder stirbt, trauern die Eltern nicht; es schadet
ja nichts, wenn der liebe Gott einen oder den anderen aus

der großen Anzahl zu sich nimmt. Er schenkt erbiarmungslos,
hat also auch das Recht, sie abzuholen.«

Wer sollte sich da noch wundern, wenn die Memelländer
keinen Wert darauf legen, mit diesem elenden Land in

nähere Berührung zu kommen?
«

Ostland-Chrvnik
Sieigende deutsche Ausfuhr nach Polen

Jm ersten Viertel dieses Jahres hat die G e s a ni t e i n -

fuhr P o l e n s 195 Millionen Zloty, in der gleichen Zeit
des vergangenen Jahres 194 Millionen Zloty betragen. Jn
denselben Zeitasbschnitten hat die p oln isch
au s D eu tschi a n d 1934: 21,1 Millionen und 1935: 26,3
Millionen Zloty betragen. Demnach hat die Zunahme der

Gesamteinfuhr 1 Million, die Zunahme der Einfuhr aus

Deutschland aber 5,2 Millionen Zloty betragen. D e r

deutsche Anteil an der Einfuhr Polens ist
.also im Steigen. Er hat Januar-März 1934 nur

10,9 v. h» 1935 bereits 14,4 v· h. betragen. Deutschland ist
damit im ersten Viertel dieses Jahres unter den an der Ein-

fuhr Polens beteiligten Staaten wieder an die erste Stelle

gerückt. Eine wesentliche Zunahme der polnischen Einfuhr
aus Deutschland läßt sich vor allem bei Maschinen, Apparaten
und Elektrogeräten, bei Metallen und Me·tallwaren, bei

Ehemikalien, pharmazeutischen Artikesln unsd Farben, bei
Instrumenten, Präzisionsgeräten und einigen anderen hoch-
wertigen Warengattungen feststellen. Rückgänge der deut-

schen Einfuhr sind dagegen bei Textilien, Erzeugnissen
pflanzlicherherkunft, bei Vieh und Lederwaren zu ver-

zeichnen. Jn den wichtigsten Warengattungen haben die An-

teile der Einfuhr aus Deutschland an der polnischen Gesamt-
emfuhr in den Monaten Januar-März betragen:

Metalle und Metallwaren 21,5 Z 25,0 Z

Maschinen usw. 30,0 Z 40,0 Z

Ehemikalien usw. 27,0 Z 32,0 Z
Mineralien und Produkte 35,0 Z 43,0 Z

Papier und Papierwaren 50,0 o-» 50,0 Z

Jnstrumente usw. 26,0 B 40,0 Z

Textilien 3,0 Z« 2,5 Z

Vieh und Viehprodukte 13,0 Z 4,5 Z

Trotz der Zunahme der deuts en Einfuhr nach Polen ist
die handelsbilasnz für eutschland immer
n v ch p a s s«i v. Das Passivum ist allerdings erheblich zurück-
gegangen. Jm «1. Vierteljahr 1934 stand einer? polnischen
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Einfuhr aus Deutschland von 21,1 Millionen Zloty eine mehr
als doppelt so große deutsche Einfuhr aus Polen gegenüber
(42,5 Millionen Zloty). Jm 1. Vierteljahr 1935 hat Polen
bei einer Ausfuhr nach Deutschland in höhe von 36,7-Mil-
lionen Zlot immer noch einen Ausführüsberschuß von 8,4
Millionen loty erzielt. Es ist anzunehmen, daß sich dieses
Passioum für Deutschland isn Zukunft noch weiter verringert,
so daß dann auch im deutsch-polnischen Warenverkehr dem

Gebot- der deutschen Devisenlage Rechnung getragen wird,
daß Deutschland nur soviel aus den einzelnen Ländern be-«

ziehen kann, als ihm von diesen Ländern abgenommen wird.

Pvlnifches Erdäl

Seit Jahren befindet sich die poslnische Naphtais
in dustrie in Galizien in schwerer Bedrän—gnis.Von
1928 bis 1934 ist die Nohölerzeugung ständig (von 74 300

auf 52 960 Zisternen) gesunken. Die Ein-nahmen der Jndu-

strie sind aber nicht nur infolge der verminderten Produk-
tion, sondern noch mehr infolge der äußerst ungunstigen
Preisentwicklung zurückgegangen. Der polnischeJnlan«ds-
miarkt besitzt nur eine geringe Aufnahmefahigkeit fur Rohöl
und Produkte daraus; das Dorf, das als hauptabnehmer in

Frage kommt, ist völlig verarmt. Steigende A·bs-atzmöglich-
keiten würden sich aus der Motorisierung Polens ergeben;
diese aber ist ibis heute noch ein ungelöstesProblem. Die

Raphtaindustrie ist unter diesen Umstanden gezwungen, ihre
Erzeugnisse im Ausland abzusetzen; etw a 40 v. h. d er

sGesamtproduktion müssen Absatz im Aus-
lan d e such e n. Die beim Export erzielten Preis-e aber
decken die Selbstkosten der Jndustrie nur zu
e t w a 35 v. .f). Dem Versuch, die großen Verluste des Aus-

landsgeschäftes auf« die inländischen Konsumentenabzu-
wälzen, werden durch die Eingriffe der polnischen Regierung
in die P r e i s g e st alt u n g enge Grenzen gesetzt.Die pol-
nische Naphtainsdustrie arbeitet seit Jahren ·mit Verlust, sie
lesbt von der Substanz. Sie arbeitet viel zu teuer«
Die

Anlagen
der Jndustrie sind fast durch-.

te t und u n m o d e r n. Neuinvestiierungen



kommen seit Jahren schon fast gar nicht mehr«vor.Dsas ge-
ringe, in Polen zur Verfügung stehende Kapital scheut sich-
ilch in einem gänzlich unrentasblen Industriezweig festzulegen.
Die Ergiebigkeit der Schächte ist nicht erheblich. Jiri Vergleich
zu anderen Erdöl gewinnenden Ländern sind die Bohrvier-
hältnisse in Galizien ungünstig. Die besten bekannten»Voi-«-
kommen scheinen im wesentlichen erschopft zu sein; sur die

Durchführung neuer Bohrungen stehen aber nur geringe
Mittel zur Verfügung.Eine Erleichterung ihrer Lage erhvfit
ich die polnische Erdölindustrie von einer h e b u n g des

nlandsverbrauchs, die aber nicht durcheine Preis-
senkung, sondern in der hauptsache nur durcheine Motorisie-
rung Polens erreicht werden kann. Da sich dieseaber nicht
von heute —an morgen durchführen läßt, ist mit einer
weiteren Schrumpfung der Produktion und »in1tfeiner
weiteren Steigerung der Arbeitslosigkeit im Erdolgesbiet zu
rechnen-

Das Verger-Gymnasium in Posen
Auf polnischer Seite ist der Plan au-fgetaucht, das pol-

nische Verger-G mnasium in Posen in ,,Prasi-
dem-J natz-Moscicki- yninasium" umzu-benennen. Gegen
diesen lan hat sich im «Dziennik Poznanski« YOM.1.»JUni

ein Pole gewandt. Obwohl dieser an sich grundsatzlichsur die

Entfernung aller Spuren der deutschen herrschaftist, hat er

sdoch verschiedene Einwendungen gegen die Umbenennung
gektend zu machen.- Vor allem erinnert-er an die Entstehung
der Anstalt. Der d e u ts ch- evangelische. Posener Burger
G ot i h i lf B.e r g e r , dessenVater ein Ahne hindenburgs
war, hatte im Jahre 1855 für die Gründung einer Schul-
anstatt 50 000 Taler, den größten Teil seines Bermogens,
geschenkt und später die Summe auf ,65 000 Taler erhoht.
Vertragliche Bestimmung war, daß der Unterricht zw ei-
sp r a ch i g (deutsch und polnisch) sein und kein Unterschied
des Volkstums iind Bekenntnisses in der Schule gemacht
werden sollte. Die Anstalt erfreute sich in der Folge eit stets
der besonderen Fiirsorge der Familie des Stifters. as An-
denken Bergers, der der Stadt auch noch ein Altersheim ge-
schenkt hatte, wurde durch die Benennung einer Straße nach
ihm und durch die Anbringung seines Bildnisfes im Rathaus
geehrt. Als das Gyinnasium im Jahre 1890 verstaatlicht
wurde, wurde der Name Bergers in der Be eichnunsgder

Schule beibehalten. Jm «Dziennik Poznanski« schreibt der

erwähnte Pole nun, die moralische Verpflichtun der Oeffent-
-

lichkeit gegenüber dem Schulstiftersei nichterlo»chen,und die

Entfernung seines Namens würde
»

eine Krankungveines
Mannes sein, der den Polen gegeniiber niemals feindlich
eingestellt war.

äühlhäuser in Polen
olen ü rt nach der Ansicht polnischer Sachverständiger

· heuteBnoch feiiieMenge leicht verderblKerNahrungsmittel
.(Obst, Gem-üse, Fische usw.) aus dem· usland ein, obwohl

Jes imstande wäre, seinen Bedarf an diesen Waren selbst zu
·

decken. Diese entbehrliche Einfuhr wird großenteils durch »das
·Fehlen ausreichender Einla erungsein-
«

r i ch t u n g e n (Kühlanlagen) verursacht. n der Tat steht
die Konservierung verderblicher Nahrungsmittel -in Polen
noch auf einer recht primitiven Stufe. Eier

werden z. B. in mit Wasserglas oder Kalk gefüllten Gruben
aufbewahrt und verlieren dabei im Laufe einiger Zeit die
Eisenschaftvon frischen Eiern. Obst und Gemiise wird in

Ke ern eingelagert. Fische werden in kleineren Mengen als
Gefrierfischekonserviert. Eine Einlagerung von Fleisch sur
talngere Zeit ist in Polen noch unbekannt-, Nach einer Er-
hebung, die das Komitee für Kältewesen veran-

stqlieshat, besitzt Polen gegenwärtig elf K ü h l a n l a g e n.

Sie·find fast durchweg veraltet und unzweck-
m a ß i g. Eine moderne polnische Kühlanstalt wurde 1930 in
G d in g eln erriiBtetzsie ist eine der größten Europas. Doch
besitzt sie fur die onservierung von Lebensmitteln und leicht
verderblichen Exportwaren mir eringe Bedeutung, da die

polnischen Erzeugnisse- die nach dingen kommen, um von

dort exportiert zu werden, zuvor läingere Strecken in der

Eisenbahn zurückzulegenhaben und schon b ei ihr er

»nkunft im hafen haufig nicht mehr ganz
e i n w a n d fk e i sind, Leicht verderblicheWaren können,
Ohne tm Qualität zu verlieren, nur dann länger-eTrans orte

Vektksgm wenn die Transporte von Kuhlanlage zu ühl-
UNIUSC ohiie vorübergehende Einwirkung von warmeren
Temperaturen erfolgen. Man ist in Polen auch inzwischen

·-Staatsangehörige veranlaßt hatte.
«

Gaunern befand sich auch Groß-schiesberB a rm a t.

Tdahisntergekommen, daß die Kühlanlage in Gdingen, auf die
man recht stolz ist, eigentlich keinen rechten Sinn hat, solange
nicht ein Netz von gleichwertigen, über das ganze Land ver-.

teilten Anlagen und entsprechend eingerichtete Transport-.
mittel Vorhanden sind. Nach den Angaben der Verkehrsmini-·
steriums verfiigte Polen im Jahre 1931 nur über 559
K ü h l w a g e n. Der Kältetransport läßt also noch viel zu
wünschen übrig. Die vorhandenen Kühlanstalten sind, wie

gesagt, außer der in G-dingen, veraltet. Dasselbe gilt für die
sogenannten K ü h lin st a l l atio n e n , von denen Polen
Anfang d. J. 451 aufweisen konnte. Sie sind über das

Staatsgebiet sehr ungleichmäßig verteilt. Polen und Pom-
merellen besitzen 138, die Wojewodscha t Krakau 60, Stadt-
und Wojewodschaft Warschau 88. Die nzulänglicbkeit des

-polnischen Kältewesens eht aus einem Vergleich mit anderen
Ländern hervor. Deut chland verfügt, abgesehen von den
zahlreichen kleineren Kühlvorrichtungen in Brauereien, Mol-
kereien, Metzgereien usw., über 30 große Kühlanlagen, Eng-
land über 80, die Vereinigten Staaten etwa über 1000. Dem-
gegenüber steht die eine polnische Anlage in Gdiingen. Das
erwähnte Komitee fürKältewesen beabsichtigt nun, wie die
polnische Fachpresse mitteilte, den Bau bzw. den Umbau von

Kühlanstalten in Warschau, L,odz, Kowel, Lem-.
bng und Wilna. Wenn diese Bauten wirklich durch-i

skefiihrtwerden und durch einen entsprechenden Ausbau des-

ältetransportesergänzt würden, würde das eine nicht
unbetrachtliche Verbesserung der Exportbedingungen für

-polnische Nahrungsmittel bedeuten-

Leon Pluczinski
Jn Swazdim bei Posen ist kürzlichder polnische Groß-

grusndbesitzer Leon P l u czin s ki im Alter von 60 Jahren
gestorben. Pluczinski hat im wirtschaftlichen und politischen
Leben des Posener Polentums eine große Rolle gespielt. Er

war nach dem Umsturz Unterstaatssekretärim Ministerium
sur die preußischenTeilgebiete, später, von 1921-—1924,diplo-
matischer Vertreter Polens in Danzig, Abgeordneter unt
Vizeniarschall des Sejm.

Selbstmord eines polnischen konsuls
Der wegen Amtsunterschlagunsgzu vier Jahren Kerker

verurteilte ehemalige polnische Konsul in Antwerpen und
Luxemburg, Do b rowolski, hat Selbstmord verübt, als
er si we en unrechtmäßiger Ausgabe von Pässen an nicht-
polni che taatsangehörige und wegen-Aneignun-g der Paß-
gebühren erneut vor Gericht verantworten sollte. Bei der
Untersuchung stellte es sich heraus, daß der Konsul einer

jüdischenSchwindler- und Erpresserbande in die hände ge-
fallen war, die ihm zuerst ein Darlehen von 60 0(·)0Franken
ausgedrängt hatte und, als er das Geld dann nicht zurück-
zahlen konnte, ihn unter ständigen Drohungen zur unrecht-
mäßigen Ausgabe von polnischem-Pässen an nichtpolnische

Unter: den jüdischen

»Beifall ans äommando«
»

Jm Mai wurde die polnisches Oper «halka·«s
am hamburger Staatstheater mit Erfolg aufgeführt. Der

,,Warszawsici Dziennjk Narodowy«, dser würdige
Nachfolger der kürzlich unrühmlich zugrunde gegangenen
»Gazeta Warszawska«, konnte sich nicht enthalten, hierzu
einige hämischeRandbemerkungen zu machen. Das Blatt
meinte im Anschluß an die Wiedergabe einiger anerkennen-
der Urteile der hamburger Presse über die «F)alka«-Auffüh-
rung, die plötzlicheBegeisterung

des deutschen Publikums für
polnische Musik scheine auf ommando gemacht zu
sein; man müsse die Disziplin der Deutschen bewundern, die
sich selbst in der Begeisterung zeige. Das nationaldemokra-
tische Organ scheint demnach eine recht geringe Meinung vosn
der polnischen Nation-aloper zu haben; andernfalls könnte sie
kaum die Vermutung aussprechen, daß der Beifall aus einem
unwilligen Publikum befehlsmläßigherausgeholt werden muß.

Der Fall cosinski
Die von der polnischen Presse kurz nach dem Tode des

Marschalls verbreitete Nachricht, daß der Bischof Lo-
sinski, der sich geweigert hatte. einen Trauergottesdienst

LürPilsudski abzuhalten, vom Papst nach Rom berufen wor-

en sei, traf nicht zu. Wie die polnische Regierungspresse
später berichtete,»hältsich Losinskina wie vor inPolen auf.

Verschiedentlich ist -es· gegen ihn zu .- e m o n st r a t i o n e n
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gekommen; so wurde in Kielce
·

eine Strohpuppe, die den

Bischof darstellen sollte, öffentlich verbrannt. Die k l e r i k a l e

P r e s s e zeigte sich sehr erbost darüber, daß die Regierungs-
blätter die Meldungen über diese Demonstrationen in großer
Aufmachung brachten und keinen Grund sahen, die Angriffe
gegen den geistlichen Würdenträger zu verurteilen. Gleich-
sam als Antwort auf dieses Verhalten der Regierungspresse
brachten die klerikalen Blätter — gleichfalls in großer Auf-
machung — die Nachricht, daß Bischof Lvsinski eben jetzt an-

läßlich seines bevorstehenden Amtsjubiläums d e n p ä p st -

lich e n S e g e n e r h a l t e n habe. Dieses Pressespiel ist
für die innerpolitischen Verhältnisse Polens bezeichnend. Die

katholische Kirche hält es nicht für nötig, einen ihrer Würden-
träger, der — offensichtlich aus politischen Gründen —

gegen
das allgemeine Volksempfinden aufs gröbste verstoßen hat,
zurückzuziehen-

cilauischer Generalkonsul zu Zuchlhaus verurleill

Das Kauener Bezirksgericht verurteilte den früheren
litauischen Generalkonsul isn Johannesburg (Südafrika)
wegen Unterschlagung Zu

drei Jahren Zuchthaus. Rackauskas

hatte sich u. a. 60 000 it aus dem Nachlaß eines in Afrika
verstorbenen litauischen Staatsangehörigen angeeignet, an-

-statt das Geld an die in Litauen lebenden Erben zu über-

-weisen. Jn einem anderen Falle hat er 20 000 Lit Staats-
- elder und in einem dritten Falle 59 000 Lit ihm anvertraute

sxszrivatgelderunterschlagen. Rackauskas, der sich rüher auch
als Schriftsteller hervorgetan hat, wurde im» erichtssaal
verhaftet.

Viel Lärm um nichts
Ab unsd zu erscheinen von dem polnischen Rassen-sorscher

Prof. S to j a n o w s k i in der nationaldemokratischen Presse
merkwürdig aufgeregte Artikel, die den sogenannten deutschen
Rassenkampf gegen das Slawentum zum Gegenstand haben.
Kürzlich war es ein Buch von Merkenschlager und
S a l l e r ,- das — im Dezember v. J. erschienen — das Miß-
trauen Stojanowskis erregte. Aus diesem Buch, das sich im
Untertitel sehr anspruchsvoll als ,,eine deutsche Biologie, von

Osten gesehen« bezeichnet, habe er, schreibt der polnsische Pro-
fessor, die Meinung gewonnen, »daß Deutschland die Absicht
habe, Polen und die Tschechoslowakei u unterjochen«. Mer-

kenschlager und Saller sprächen im egensatz zu den An-

hän ern der Nordischen Bewegung von einer ,,Deutschen
Rase«. Jhr Buch enthalte gewissermaßen das Programm
ihrer gegen die Nordische Bewegung gerichteten ,,Deutschen
Rassen-bewegiing«.Die haupttensdenz des Buches sei, die Rolle
des slawischen Elementes im Leben des deutschen Ostens zu
betonen. Darin erblickt Stojanowski eine Gefahr. Es ist ziem-
lich unverständlich, wie ein Mann wie Stoianowski, der sich
als Rassenforscher bezeichnet, auf die verworrenen und ans

Lächerliche grenzenden Behauptungen von Merkenschlager
und Saller hereinfallen kann. Er scheint den Artikel über

dieses Buch in der Tat nur deshalb geschrieben zu haben,
weil er wieder einmal eine Gelegenheit suchte, über die

,,deutsche Gefahr« zu philosophieren. Man könnte von einem

LProfessor etwas mehr Sorgfalt bei der Abgabe politischer
Urteile

verlangsmSollte es Stojanowski wirklich unbekannt
sein, daß das . uch, das er zu Angriffen gegen Deutschland
benutzt, ganz kurz nach Erscheinen v e r b o te n worden ist,
»daß dem Privatdozenten Dr. S alle r im Anschluß daran
die Lehrbefähigung an den deutschen Universitäten entzogen
worden ist, und daß der ,,Völkische Beobachter« sich
mit diesem Fall seinerzeit mehrmals in durchaus eindeutiger
Weise befaßt hat?

Ehrungen des Marschalls Pilsudski
Am 6. Juni wurde im Köni lichen Schloß in Warschau

das hauptkomitee zur hrung des Anden-

kens des Marschalls Josef Pilsudski gegründet.
Zu dieser Gründungssitzung hatte der Staatspräsident etwa
130 Personen geladen, darunter den Ministerpräsidenten

« Slawek mit der gesamten Regierung, die ehemaligen«
MinisterpräsidentenBartel, Prystor, Jendr eje-
w i cz und K ozlo w s ki, den Generalinspektor der rmee

R y dz-Sm»i g l y , ferner die höchsten richterlichen Beam-
ten, die Wosewoden, Armeeinspektoren, Kirchensührer, die
Rektoren der höheren Lehranstalten, die Vorsitzenden der

wissenschaftlichen Vereine Warschaus, Krakaus, Posens,
Lembergs, Wilnas und Lublins, die Stadtpräsidenten von

Warschau, Krakau, Lemberg, Posen, Kattoivitz und Grau-
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denz, als einzigen-Vertreter der Deutschen
Polens den Senator hasbach, u. a. m. Der
Staatspräsident berief ein Präsidium, einen Vollzugsaus-
schuß und eine Revisionskammer des hauptkomitees. Die
Teilnehmer der Sitzung unterschrieben zum Schluß eine Ur-
kunde folgenden Wortlauts: «Geschehen auf dem Königlichen
Schloßin Warschau am 6. Juni 1935. Wir Zeitgenossen Joses
Pilsudskis, Zeugen seiner großen Taten, und seine Unter-
gebenen, Soldaten unid Schüler, denen es vergönnt war, in

seiner Epoche zu leben iind zu arbeiten, beschließen in der

.Ueberzeugung, daß die ganze Nation sich mit unserem Werke
vereint, Denkmäler zu schaffen, die geeignet
sind, das Andenken des verstorbenen Füh-
r e r s z u e h r e n. Zu diesem Zweck schließenwir vom

Staatspräsidenten Berufenen uns unter seinem Vorsitz zum
Hauptkomitee zur Ehrung des Aiidenkens des Marschalls
Pilsudski zusammen-«

Die schlesischenäirchengrenzen
Die schlesisch-tschechischenBistumsgrenzen

bisher nicht den staatlichen Grenzen. Die G r a f s ch a ft
G l a tz gehört zum Erzbistum Prag, die G e g e n d v o n

L eosbsch ütz war dem Bischofssitz Olmütz unterstellt, wäh-
rend die Kreise Freiwaldau und Jauernigk

entsprechen

zur Erzdiözese Breslau gehörten. Nach langwierigen Ver-
handlungen, die 15 Jahre währten, ist nun eine Angleichung

der kirchlichen an die staatlichen Grenzen erzielt worden.
"

Grenzlandfahrlen
Das Zentralinstitut für Erziehung und

Unterricht veranstaltet im Laufe des Sommers zwei
Studienfahrten ins östlicheGrenzgebiet. — O st p r e u ß e n -

Lah rt vom 9. bis 17. Juli 1935 (Leitung: Architekt hans
urkart von- der Landesplanungsstelle beim Oberpräsidium
KönigsbergXPr.). Von Marienburg ausgehend sollen gezeigt
werden: Beispiele städtischer Siedlung bei Allenstein, Auto-

bahnplanung, Ortschaften mit Minderheitsschulen, Land-

schaftsgestaltung am Tannenbergdenkmal, bäuerliche Grup-
pensiedlung auf dem Tannenbergschlachtfeld, durch. Grenz-

iehung zerrissene Bahnstrecken, Meliorationsarsbeiten des
rbeitsdienstes im Ortelsbur er und Neidenburger Kreis

usw. Mit diesen nationalpoliti chen Landesbegehungen wer-

den sich Wanderungen und Wasserfahrten durch die schönsten
Teile Ostpreußens verbinden. Das Ende der Fahrt in

Königsberg bietet Gelegenheit zu einem weiteren Aufenthalt
an der Ostseeküste. Der genaue Plan und die Kostenauf-
stellung wird auf Anforderung vom Zentralinstitut zuge-
sandt (Berlin W 35, Potsdamer Straße 120). — G ren z-
landfahrt in die Bayerische Ostmark vom

22. bis 28. Juli 1935 (Leitung: Oberlehrer Martin Beher,
hof-Saale). Die Fahrt soll einen Gesamtüberblick über Raum
und Menschen dieser Landschast geben. Die Fahrt wird sieben
Tage in Anspruch nehmen und mit einem großen Kraftwagen
durchgeführt werden. Fahrtstrecke: etwa 1000 Kilometer.

Einige Fuß-wanderungen sind vorgesehen. Gesamtunkostem
je Teilnehmer etwa 85 JMØ einschließlichTeilnehmergebiihr.
Teilnehmerzahl:. mindestens 20, höchstens 30 Personen.
Meldungsschluß: 30. Juni 1935· -

Leon Malhomme
Der bisherige polnische Generalkonsul in Mährisch-

Ostrau, Leon M a l h o m m e
, ist als.zweiter Vizewojewode

in die Kattowitzer Wojewodschaftsverwaltung berufen wor-

den. Malhomme ist früher längere Jahre als Generalkonsul
in Beuthen bzw. Oppeln tätig gewesen. Sein Ver-
bleiben auf diesem Posten war wegen der sonderbaren Akti-
vität, die er in Zusammenarbeit mit dem Polenbund in West-
oberschlesiensontfaltete, politisch untrsagbar geworden. Er

mußte asbberufen werden und ging, nachdem er kurze Zeit
als Botschastsrat in Paris tätig gewesen war, als General-
konsul nach Mährisch-Ostrau, wo er sich, wie· es

scheint, in der gleichen Weise, wie vorher in Westoberschlesien,
allzu sehr in die Verhältnisse der Polen des· tschechischen
Grenzgebietes einmischte, was schließlichauch hier seine Ab-

berufung zur Folge haben mußte. Die Tatsache, daß Mal-

homme, der schon mehrfach, nicht nur als Generalkonsul,
höhere diplomatische Posten bekleidet hat, jetzt in eine nach-
geordnete Stelle berufen worden ist, macht es wahrscheinlich,
daß diese Stelle entweder der Erledigung besonders wichtiger
Aufgaben dient, oder auch nur Als Dukchaansgsstation—-

..- ..-«



Die polnifche See- und Kolonialliga
Am 1. und 2. Juni fand in Danzig

»

die J a h r e s-.

hauptoersammlung der polnischen See-
u n d K o l o n i a l l i g a statt. Die Tagung scmd am Z. »Juni
ihren Abschluß in Gdingen. Die Liga ist eine der polnischen
Organisationen, die sich die Förderung der polnischenSee-
politik unsd die völlige Einspannung Danzigs in den man-

timen Expanfionsdrang Polens zur besonderen Aufgabe ge-
macht haben. Die Liga umfaßt z. Zt. 1300 Orts ruppen mit
etwa 320000 Mitgliedern. Der haushalt der iga·schließt
für 1935 in Einnahmen und·Aus aben »mit2Z Millionen
Zloty ab. Wenn die Liga in diesem ahre ihre Tagsung in der

Freien Stadt Danzig abgehalten hat, so ist das von sympto-
matifcher Bedeutung: weniger ein Zeichen der·das Deutsch-
tum der Stadt achtenden Verständigung, als e in Z»ei«ch»en
macht- und volkspolitischer Aggresfivitat.
Der Verlauf der Tagung spricht hier eine beredte»Sprache.
Sie wurde mit einem Gottesdienst in der Ehri tuskircheein-

geleitet; Bischof Okoniewski hielt »die redigst. An-
schließendbegaben sich die etwa 1»000Teilnehmer durch die
Straßen der Stadt zur Danziger W«erft, wo die
hauptversammlung abgehalten wurde. Diefe begann mit

einer Trauerkundgebung für Marschall·Pilsudski.—General

O r l i c z - D r e s ch e r berichtete über die Entwicklung der
Liga, begründete die Notwendigkeitdes»Ausbaus der polni-
schen Kriegsflotte und erörterte die Moglichkeiten einer pol-
snischen Expanfion nach Uebersee.

ren ö e unkt erreichte die Tagung mit der Ent-

hülszgngheliikerGedenktafel am hause der
diplomatischen Vertretung P o l e n s in

D a n z i g. Die Tafel erinnert an denvor 15 Jahren erlang-
ten Zugang Polens zum Meere. Jhre Jnschrift lautet: »Jm
Jahre der Trauer aus Anlaß des Todes des Führers der

Nation Josef Pilsudski, auf dessen Befehl die polnische Flagge
nach langer Unterbrechung an der Ostsee entfaltet wunde,.hsat
der Reichskongreßder Delegierten der See- und Kolonialliga,
der an der Mündung der Weichsel tagt, zur Erinnerung a-n

den 15. Jahrestag der Wiedererlangung des Zugangs zum
Meere durch Polen diese Tafel angebracht. Geschehenam

I· Juni 1935, als Präsident der polnischen RepusblikProfessor
Jgnlltz Moscicki, Ministerpräsident Oberst Walerian Slawek
Und Generalkommifsar Polens in Danng Minister Kafimir

apee waren.«

ur Einweihung der Gedenktafel hielt General
O r l iZcz - D r e s ch e r eine Ansprache, in der er hervorhob,
dqß Danzig deshalb als Tagungsort gewahlt worden ei, weil
AS »ar! der Mündung des nationalen »polnisch»enlusfes
Ilege und weil Danzig und Gdingen sich im polnischenWirt-
schaftsdienftergänzten. Minister P a p e e , der die Tafel in
seine Obhut nahm, führte einem Bericht der »Gazeta Pojska
Nach u. a. aus: »Wir stehen hier auf der Wachtdes polnischen
Seegeltungsgedankensund wer-den hier immer stehen. Wir

werden keinen Augenblick die Worte des Kanzlers K a rn -

k o w s ki vergessen, daß sich hier, neben den Leuchtfeuern von

Danzig, die Eingangspforte zur Krone Polens befinde. Polen
bedarf, bedurfte und wird immer Danzigs bedürfen. Danzig
war nach den Worten des Wojewoden Jan S i e r a k o w s k i

von ·1570immer bei Polen, konnte und kann nie ohne Polen
existieren. Sich auf zwei häfen machtvoll zu stützen,war

immer das Streben unserer großen Könige und ist für uns

ererbter Befehl polnischer Staatsraison. custociia maris est
portus Gedanensjs — so laut-et der Befehl Stefan Bathorys,
der nach JaxBrhunderten

wieder Leben gewonnen und durch

Martfchallilfudski am 28. November 1919 verwirklicht
wur e.«

Die Bezugnahme auf S t e f a n B a t h o r y ist in diesem

Zusammenhanginsofern interessant, als dieser polnische
önig seinen Anspruch auf das deutsche Danzigmit Wa f-

fen e w a lt zu verwirklichen versuchte, das anziger Land
verwüstete, nach langer Belagerung der Stadt aber unver-

richteter Dinge wieder abziehen und ihre Privile ien bestäti-
gen mußte. Auch die Berufung asuf den Kanz er K a r n s.

ko w s ki verdient Beachtung. Stanislaus Karnkowski,

Bischofvon Leslau (Wloclawek), wurde im Jahre 1568 vom

po nischen König zum Vorsitzenden einer Kommission er-

nannt, deren Aufgabe es sein sollte, die Danziger Verwaltung
zu üsberprüfen,den Polen unsbe ueme Beamte der Stadt zu
entfernen und derenoerbriefte echte aufzuheben. Die Dan-

Vgerdachten gar nicht daran, sich von diefer Kommission
orschriften machen zu lsasfenz der Eintritt in die Stadt

wurde den Beauftragten des polnischen Königs verweigert.
Da ließ Sigismund August, um den Widerstand der Danziger

zubrechen, deren Führer, die zum polnischen Reichstage er-

chienen waren, verhaften; anderthalb Jahre lang wurden
die Bürgermeister Kleefeld, Fer·ber, Proite unsd Giese als
-,,Lan-desverräter« in polnischen Kerkern gefangen gehalten.
Jn dieserZeit erschien die Kommission des Bischofs Kam-
kowski zum zweiten Male vor Danzig. Sie wurde diesmal
zwar eingelassen und entwarf hier auch neue Statuten, die

sog. staiuta Karnkowiana, durch die die Privilegien der Freien
Stadt, den polnischen Wünschen entsprechend, erheblich ein-

geschränkt
werden sollten; aber diese Statuten sind von der

tadt niemals anerkannt und natürlich erst recht nicht durch-
geführt worden; ihre Undurchführbarkeit hat später auch ihre
formelle Aufhebung zur Folge gehabt. Es ist ewiß lehrreich,
fich die Männer und Methoden einmal anzusegemauf die sich
die heutigen Vertreter der polnischen Danzig-Politik als ihre
Vorbilder berufen. Die Zeit, auf die sich Minister Papee in

seiner Rede bezog, das war dieselbe Zeit, in der ein Danziger
im hinsblick auf den Rechtsbruch des LublinerReichstages
eines der damals

häufiåenpolitischen Kampslieder schrieb, in

dem es u. a. heißt: » olich wefgn
kan nicht lange bestan,

Als jetzt die Polen fangen an. rechen freiheit, recht und

nehmen das gsutt . . .« Wenn man die Worte der einen
Seite zitiert, herr Minister Papee, dann soll man die der
anderen Seite nicht unterschlagen.

Der Danziger Gulden
Falsche G e rü ch t e, die von oppofitionellen und »aus-

ländischenKreisen in Umlauf gesetzt worden waren, riefen
Um 2. Juni in der Freien Stadt Danzig eine starke Beun-

ruhigungüber eine angeblich beabjgichtigte
weitere Aibwertung

des anziger Guldens hervor. ie offensichtlich-e Befriedi-
gung, mit der die polnifche Presse über diefe plötzlichausge-
bwshene,,Guiden-Panik«berichten-, gibt vielleicht Aufklärung
PUIIUIbeIUwo die treibenden Kräfte dieses fortgesetzten unt-er-

lrdlschknKampfes gegen die Danziger Währung in der
HUUPWche zU suchensind. Der Danziger Senat hat sich auf
Grund der Ekelgnisse vom 2. Juni zu neuen währungspoliti-
sshenYkaßnfthenveranlaßt gefehen. Um weiteren ebenfo

JMVIVICUWie schadJIchenDevisenabzügeneinen Riegel vorzu-
"chleben, Wurde Mlt fokatiger Wirkung als vorübergehende
«M"aß"qh.medie Einlegung von B a n k f e i e r t a g e n und
die Schließungder Danziger Devisenbörseverfügt. Weiter
Wurde von der Bank von Dasnzi die (gleichfalls vorüber-
thendY Anordnung genossen- dasdie Danziger Sparkassen
einmalige Auszahlungen nur bis zu einer-höhe von 300

« Guldens-—ablutigen von 300 bis 1000 Gulden nur mit ein-
monqklschkkiZahluvgenvon iiber.1000 Gulden nur mit drei-

monsatlicher Kündigung vornehmen dürfen. D e r S e n a t

ift entschlossen, den Gulden mit alle-n Mit-
teln auf dem durch die Umwertung vom

2. Mai erreichten Stand zu erhalten. Senats-

präfident Greise r führte am 4. Juni hieruber isn einer

Rundfunkrede u. a· aus: »Die Abwertung des Danziger
Guldens war notwendig, um in dem gemeinsamen Wirt-
schaftsrauni Polen-Danzig die ungleiche Bewertung zweier
Währungen aufzuheben. Es würde dein Sinn und der Kon-
sequenz dieser einmaligen einschneidendenMaßnahme wider-
sprechen, wallte man durch eine niedrigere Neubewertung
des Danziger Guldens gegenüber der polnischen Währung in

umgekehrter Form einen Zustand wie vor der Abwertung

gerbeiführenA
Der Senatsprasident kündigte darauf e in

parprogramm von bisher noch nie be-
kanntem Ausmaße an.

Am 11. Juni hat der Senat eine Ve r o r d n u n g
über die Devisenbewirtfchaftung erlassen,
durch die bis auf weiteres der ungeregelte Abfluß von De-

visen aus der
DanzigsrWirtschaft verhütet werden soll. Zur

Durchführung der erordnung wurde bei der Bank von

141



Danzig eine Devisenstelle geschaffen, zu deren Leiter Regie-
rungsrat Dr. Rickel ernannt worden ist. D e r G e n e h m i -

gung der Devisenstelle bedürfen: 1. der Erwerb

ausländischer Zahlungsmittel und Forderungen in auslän-

discher Währung gegen inländische Zahlungsmittel, 2. die

Verfügung iiber-ausländische Zahlungsmittel oder Forde-
rungen aiif ausländische Währung, die z. B. aus dem Export
erworben worden oder bei der Bevölkerung zur Zeit vor-

handen sind, 3. der Erwerb von Gold und Edelmetallen und
die Verfügung darüber, 4. die Bersendung von Zahlungs-
mitteln, Gold und Edelmetallen in das Ausland oder Frei-
hafengebiet, auch wenn die Versendung durch die Post erfolgt.

Diese Beschränkungen gelten a u ch fü r d e n R e i s e -

v e r k e h r , so daß die Mitnahme von Zahlungsmitteln,
Gold usw. einer Genehmigung bedarf, es sei denn, daß die

Freigrenze von 20 Gulden dem Wer-te nach nicht überschritten
wird, Während der Dauer der Devisenbewirtschastung bleibt
die Devisenbörse geschlossen. Die Festsetzung von

Kursen ausländischer Zahlungsmittel erfolgt in Zukunft
durch die Bank von Danzig. Mit der Einführung der

Devisenbewirtschaftung ist ein neues wessentliches Sicherheits-
element für die Danziger Währung gefchaffen worden.
Zweisellos wird diese einschneidende Maßnahme b er uhi-.
gend und befreiendwirken. ·

Der Eindruck wiederkehrender Stabilität wurde durch
»die Ansprache noch verstärkt, die S e n at s p r ä s id e nt

Greiser am 12. Juni vor demVolkstag gehalten
hat. Greiser führte über die Währungspolitik der Freien
Stadt u. a. aus: Wenn man in früheren Jahren große A n -

le i h en aus dem Ausland nach Danzig hereingeholt habe,
über deren Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit gewisse
Zweifel am Platze sein dürften, so hätte man sich damals

leicht ausrechnen können, daß angesichts des Mangels an
einer sonstigen Devisenzusuhr in einer Reihe von Jahren,
nach dem Verbrauch der-geliehenen Gelder, die notwendige
Währungsdeckung nicht mehr vorhanden sein werde. Die

snationalssozialistische Regierung beabsichtige nicht, in die

Fehler des Liberalismus zu verfallen und durch Schulden-
vermehrung eine Scheinblüte vorzutäuschen. Mit scharfer
Betonung wies Greiser die Gerüchte über eine weitere

Guldenabwertung zuruck. E r d e m e n t i e r te a u ch die
von interessierter Stelle in Umlauf gesetz-
ten Gerüchte, daß zwischen der Danziger
und der polnischen Regierung Verhand-
lungen über die Einführung des Zloty in

Danzig stattgefunden hätten. Der Senatspräfi-
dent machte sodann einige Mitteilungen über das Spar-
p r o g r a m m

, das binnen kurzem dem Bolkstag vorgelegt
werden soll. Der aufgeblähte Berwaltungsapparat
werde sich eine weitgehende Einschränkung gefallen lassen
Müssen- 100 Lehrer usnds500 Beamte werden mindestens ein-

gespart werden müssen. Der Senat werde sich auf die Dauer

auch außserstande sehen, den r e ich s d e u tsch e n P e n -

sion ä r e n die Weiterzahlung der Bezüge aus eigener
Kraft zu garantieren. Einsparungen werden weiter dadurch
wöglich sein, daß sDanziger Arbeitslose im

Reiche Beschäfti ung finden und daß der Dan-
zigser hilfsdienst seine s rsbeitsmänner an reichsdeutsche Ar-

beitsdienstlager abgibt.· Das Bild, das Greiser von der

Finanzlage der Freien Stadt entwerfen muß-te,war wenig
erfreulich. Aus feinen Ausführungen ergab sich, in welcher
Weise das Reich, das herr sein-er politischen und wirtschaft-
lichen Entschlüsse ift, Gelegenheit hat, der Freien Stadt, die
in ihrer politischen und wirtschaftlichen Bewegungsfreiheit
durch·die Bestimmungen des Bersailler Diktates gebunden ist,
zu hilfe zu kommen, indem es einen Teil der wirtschaftlichen
Lasten Da-nzigs, wie im Falle der Arbeitslosen, übernimmt.
Es versteht sich von selbst, daß das Reich diesen Beweis seiner
Treue gegenüber Danzisg nach bestem Können erbringen
wird, in der Gewißheit, hiermit einem Teil des Deutschtiums
das schwere Los der politischen Trennung vom Mutterland
tragen zu helfen-

Wanderfahrt ins ,,Deutsche Paradeis··
Schade, daß der Sommer für die Armee der Reisenden

keinen Generalquartiermeifter hat. Er wüßte bestimmt für
jeden den richtigen Platz zu finden und würde diesmal den

echten, rechten Wanderfreunden einen neuen Standort aus-

wählen, um ihnen die Schönheit sommerlicher Pracht mit

besonderer Eindringlichkeit nahe zu bringen: das Land um

den »herzbrunnen Deutschlands«. Jn dieses viel zu wenig be-
kannte Waldgebiet würde er die Entdseckungsfrohen und

Wanderlustigcn führen, mitten hinein in die romantische
Wunder- und Wanderwelt des F ich t e l g e b i r g e s , hin-
auf zum ,,Pater der deutschen Berge«, dem ,,Mons Pinifer«,
dem »Fichtenträger« dser alten Ehroniken.

Ewi sprudelt auf seinem Granitgipfel der unsversiegbare
Born unseresBaterlandes aus alter fränkischer Erd-e hervor.
Bier Ströme entspringen ihm, kreuzweis nach den vier Rich-
tungen der Windrose fließend, M a i n und E g e r , R a a b

und S a a l e , und zwischen ihre forellenreichen Wasser
schieben sich wie Windmühlenflügel vier der schönstendeut-
schen Mittelgebirgszii e: der T h ü r i n g e r - und F r a n -

-kenwald, das ächsische Erzgebirge, der

Oberpfälzer und Bayerische Wald, und, nach
Südwesten, der F r ä n k i s ch e J u r a. Jm Schnittpunkt
dieses mächtigen Kreuzes von Waldgpfelnbildet das Fichtel-
sgebirge die Wasserscheide zwischen onau, Rhein und Elbe,
zwischen Rorsdsee und Schwarzem Meer: Europas Zentral-
«wasserscheide,das ,,Dach von Mitteleuropa«.

Alte Ehronisten tausten dies Land rund um den segen-
spendenden, fruchtbringenden Ouell »das deutsch-eParadeis«,
und ein altes, ewig neues Paradies ist in der Tat« dieses
merkwürdigste Urgebirge Deutschlands, dieses fichten- und
tannendunkle hufeisenförmige Vergl-und, die nördlicheBastion
der Bayerischen Ostmark. Ein Paradies freilich, dessen
Pforten heute weit geöffnet sind.

Wer zu ,,Europas Drehscheibe« kommt, dort wo sich bei·
M a r k t re d w i tz

«

die Eisenbahnlinien Berlin-Regens-
burg—M·unrh·en-Romund Paris—Frankfurt-Eger—Prag
kreuzen, ist eigentlich schon mittendrin, aber auch Hof und

K u l m b a ch und vor allem die Wagner-Stadt B a y r e u t h
sind bequeme Pforten zu dem von zahlreichen Stichbahnen
·erschlossenenGebirge. Dazwischen ziehen prächtige Straßen-
auf denen auch ein reger Postautoverkehr herrscht, und
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hunderte von Wanderpfaden die Berge auf und ab. Kamm-

wege führen über die bis zu 1052 Meter höhe emporragen-
den Gipfel, von denen jeder eine besondere Feriisicht bietet.

Jst sie am schönstenvom massigen Asenturm des Ochse n -

kopfs mit seinem neuen Unterkunftshaus hinüber zu all
den anderen Bergkronen ringsum und hinab auf das wie ein
Juwel ins Land gsebettete B i s ch o f s g r ü n ? Oder von der
alten Gibichenhalle auf dem S ch n e e b e r g , dem höchften
Recken des Gebirgs, hinüber zum A rb er im Banerwald,
zum D ö b r a im Frankenwald, zu den Ausläuferin des Erz-
gebirges? Oder vom felsverwachsenen K ö s f e in e g i p f e l ,

der schönsten hochwarte des Frankenlandesp Oder vom

R u ß h a r d t , dessen gewaltiger Felsturm die geheimnis-
vollen »Druidenschüsseln«,Opferschalen dier Vorzeit im

ewigen Stein, trägt? Oder von den gestürzten Felsburgen,
die den Rudolfstein, die Platte, die Drei Brü-
d e r und den stillen Wa l d st e i n krönen?

Weite, rauschende Wälder ringsum, dunkle hochmoore
und immer wieder gewaltige Granitblöcke, die eine Riesen-
hand um den herzbrunnen getürmt zu THabenschemti
Schweigfam und groß ist die Natur des

·
ichtelgebirges,

schmal sind die Steige zwischen den hohen Fichten hindurch-
Farne überwuchern sie in unglaubhafter hohe, und dicke

Moospolster dämpfen den Schritt. Sogar das mystische
sLeuchtmoos glitzert zuweilen auf, das nirgends sonst als hier

’

gedeihtMitten in den unendlichen Wäldern stecken, asn die

erge gelehnt, die gsastlichen Ortschaften, meist von einem
klaren Fichtelgebirgsfliißchendurcheilt. Da liegen B e r n e ck,
das frankische Kneippbad, B i s ch o f s g r ü n , eine der

ältesten Siedlungen im Gebiet, W a r m e n st e i n a ch mit

der letzten deutschen Perlenhütte, B r a n d , der Geburtsort

Max Regers, die alten Grenzvesten T h i e r st e i n und

h o h e n b e r g und viele andere liebliche Orte, deren Gast-
stätten mit den Unterkunftshäusern auf den Bergen wett-

eifern, dem Fremden das Beste zu bieten. Zwischen den»
Dörfern die alten Städte W i r s b e r g ,

W e l»ß e U st a d t«,«

Münchberg, Arzberg und Selb, wo die Schlote der

größten Porzellanfabriken der Welt rauchen. Ins herz des

Gebirges aber biettet sich die »klem·e-ll·chteStadt«, JECM

Pauls Wunsiedel, über· der sich im hochwald das

-,,Felsenwusnder Europas-"« die Liiisenburg, verbirgt. So



is

wurde im Jahre«"-1805-dasEmächtige.Steinlabyrinth getauft-Ä-"

um«-die im nahen Alexandersbad heilung suchende Preußen-H
Goethe; humboldt und hardenberg undköni in u e ren.

unzäghliggFkrschsernach ihnen haben es staunend durch-
wandert.

» »

Am Eingang dieser wundersamen Statte liegt Deutsch-
lands erstes und schönstes Naturtheater, die F r e i l i cht-
bühne der Bayerischen Dstniark, Und seit·Jahren
tragen die Festspiele der Bayerischen Landesbuhne in dieser
einzigartigen Kulissenwelt den Vuf del Lljlienstrg und des

Fichtelgebirges weit hinaus. Seit dem vorigen Sommer ver-

anstaltet der .,Reichsbund der deutschenFreilicht- und Volks-
schauspiele«aus dieser Naturbiihne Vorstellungen klassischer
Usnd volkstümlichet Stücke. Er hat auch in diesem Jahre
wieder für die als »r e i ch s w i ch t i g« anerkannten

Lukienbutg-Festspiele ein ausgeswähltes Pro-

gramm-zusammengestellt:Schillers »Räuber« und-»Wilhelm
Tell«, hakespeares »Wie es Euch gefällt«, Erlers »Zar
Peter« und die Volksstücke »Im Wirtshaus zum Grünen

Kranz« und »Die Pfingstorgel«. Die Spielzeit beginnt mit-
einer Festvorstellung von ,,Wilhelm Tell« am 29. Juni,
wenige Tage nur nach Sommersonnenwende, die in Wun-
siedel nach einem alten, besonders schönen Brauch gefeiert-
wird: mit dem Fest der Blumenbrunnen. Mit Kerzen ge-
schmückt,mit Blumen umwunden prangen dann wie Altäre

die vielen Brünnlein der Stadt, und in der Dämmerung zieht
jung und alt mit Musik von einem Wasserspender zum
anderen, heute wie vor vielen hundert Jahren. Alles lauscht
andächtig den frohen und ernsten Volksweisen unid denkt ehr-
furchtsvoll an den Sinn dieses Brauches: das Wasser gnädig
zu stimmen, daß es allezeit das Gedeihen der Felder fördere.

Dr. Anna-Use v. SchellwitzsUeltzen.

Vuchbefprechungen
Deutsche-sSchicksal aii der Memel. Die Wahrheit über das

Memelland. Von hellmuth Lenz. J; F. Lehmanns
Verlag, München. 78 Seiten. Preis 1,50 Msz

Der äampf iim das Memelland. Ein Abriß seiner politischen
Geschichte· Von Friedrich Kopp. Junker und Dünn-

·haupt-Verlag,(Berlin. 66 Seiten. Preiss-1,20 MAX-.

Das Schicksaldes Memelgebietes.Von ReinholdPre gel.
Verlag von Julius Beltz, Langensalza. 86 Seiten. Preis
1,80

Thronik des Memellandes seit 1918. Der Leidensweg einer

deuts en Mehrheit. Von Dr. Otto Kredel. Jn der

"Zeits rift für Politik. Aprilheft 1935. Carl heymanns
Verlag, Berlin W. 8.

Der erwachten Aufmerksamkeit, die die deutsche Oeffent-
lichkeit der Memelsrage zuwendet, kommen diese neuen

Memelbroschürenentgegen. Die mit zwei Kartenskizzenund

etwa 30 Bildern ausgestattete Lenzsche Broschure gibt
zunächst einen durch eine Menge interessanter Einzelheiten
belebten Ueberblick über die deutscheSiedlun s-. und Kultur-
Seschichtedes Memellandes, wobei sie die erfchiedenartigs
keit .dek sinkt en. und foziaiktuitukeuen Verhältnisse sm-
Memelgebiestskxfzcehgenüberdenen des. ..b.en·achb.a-rten-.-.Gro.ß-.

»’ta.-UMSbesonders hervorhebt In sden beiden folgenden
Abschnittenwerden die Lostrennung des Gebietes vom

eich Und seine Schicksale unter litauischer Gewaltherrfchaft
Sksichildert—— Der ausführlichen Darstellung der memel-

"land!fchenEntwicklun
» »

Jcchllzehntedient die roschüre von Friedrich .Ko»pp. Jm

Jnhllng ist der Wiortlaut des Memelstatutes beigesugt, dessen
fortgefetzteVerletzung der wesentliche Inhalt der Geschichte
POS.Memellandes seit 1924. ist« —- Anders und vielseitiger
Ift die Memelfrage wieder in der Broschüre von Reinhon
P keg el angefaßt worden« Der Verfasser, der »bereits.in
zwei anderen, vor kurzem erschienenen Broschürenseine
enge Bertrautheit mit dem Memellande und seinen Pro-
blemen bewiesen hat, gibt hier einen landes- und volks-

kundlichen Abriß des Gebietes, der in."kurze Darstellungen
lder älteren und der jüngsten Vergangenheit des Memel-
-landes eingebaut ist. Das Wesentliche, das über das Wirt-
schaftsleben, Volkstum; Landschaftscharakter, über Tier- und
Pflanzenwelt, iiber memelländifche Dichtung, über die

Vechtslgge des Gebietes und dessen Unterdrückung durch
die Litauer zu sagen ist, ist hier in knapper und überficht-
Ilchek kainzueiner volkstümlichen Schrift zusammengefaßt
worden. Eine Kartenskizze und etwa 50, politisch . T. recht
Inkekeiillklte«Bilder, beleben den Text. Die regelsche
BkoschukeIst ka SchUlungszweckehervorragend geeignet.
Sle lft m der VOU hiller herausgegebenen Schriftenreihe
»Volk und Welt, Arbeitsheste für geschichtliche Gegenwart-.-
·ikgge:Us«,erschienen· — Eine in Stichworten gehaltene
Chronikdes Meinen-indes .s·eit- 1918 ist in der ,,Zeit-
chsklfFiüt P OIIU k«·Mkhalten Jn derselben Nummer

der Zeitschrift finden sich zwei instruktive Artikel von

Dr.-.Wern»e.rEsse n über »Litauen, ein. Beitrag zu seiner
Staats- Und Volksentwicklung«,und von Dr. Fritz V e r b e r

übex--·-D,ie«pöiiekkechtiicheSteiiungdes Memeiiaudeskx Auch
Ists-W bleicm heit« dassStatutdes Memelgebieteknachk
gedruckt.

während der letzten anderthalb.

hirschenhof. Die Geschichte einer deutschen Sprachiiisel
in Livland. Von Dr. Werner Eo n ze. Juncker und Dünn--

haupt-Verlag, Berlin 1934. 153 Seiten, brosch. 5 —-

hirschenhof wurde 1766 im Zuge der Koloni ation Katha-
rinas II. gegründet. Bis zum Be inn des 20. ahrhuniderts
waren die pfälzisch-evangelisch·en olonisten von hirfchenhof-.-
heifreichshof die einzige bäuerliche Gruppe im Deutschtunr«·
der russischen Ostseeprovinzen Eonze gibt eisne auf eingehen-
des Aktenstudium gegründete Geschichte der Kolonie, über die

bisher nur einige wenige Artikel und, eine sprachwissenschaft-
liche Untersuchung Mitteilung machten. Die Gründung, die

ersten Notfahre, die wechselnde rechtliche Lage, die Bevölke-

rungsentwicklung, die wirtschaftlichen und kiilturellen Schick-,
sale dieser deutschen Kolonie Südlivlands werden gefchildert.,
Die Sonderstellung, die hirfchenhof als deutsche Kolonie nicht
nur gegenüber dem deutschen Baltentum, sondern als Sprach-
infel gegenüber den Gründungen gleicher Art einnimmt, die
um dieselbe Zeit und unter ähnlichen Bedingungen in Polen
und Riißland entstanden, machen die Geschichte hirschenhoss
besonders interessant. Die Kenntnis vom Deutfchtum im

Osten hat durch die ausgezeichnete Arbeit von Eonze eiine

wesentliche Bereicherung erfahren.

- Die himmelsleiter. Von Eduard V i r z a. Aus dem

Lettischen übersetzt-vonWilli S t ö p p l e r. Paiil-List-Verlag,
Leipzig 1935. 320 Seiten. Preis geb. 5,50 JML — ,,F)äuser.
baut der Mensch zwar nach seinem Antlitz und Ebenbild, doch
sobald sie aufgebaut sind, beginnen sie ihr eigenes Leben

zuleben. Ein jeder, der in ihnen lebt, formt sich«nachihnen. e

älter sie sind, desto größer ist ihr Einfluß auf ihre Bewohner-
. . . Wie ein aus der Fremde verpflanzter Baum seine
Zweige nach Sonne und Wind feiner neuen heimat gestaltet,
so werden die Menschen von der Macht der Vergangenheit
eines Gehöftes geformt und gewandelt.« Eine Leiter, die
vom himmel in den hofraum herniederreich-t,,verbindet das
Gehöft und seine Bewohner mit der Ewigkeit und mit denen,
—die.vor ihnen auf dem Gehöfte gewohnt haben. Nach diesem
Gleichnis hat der lettische Dichter feinem Buche den Titel-
gegeben. Er er ählt von dem Leben des hofes, das sich im

Gleich-maß der ahre und der Geschlechter unabänderlich
wiederholt. Die Menschen, von denen er spricht, sind gleich-.
sam nur Zubehör dieses hofesz ihr Dasein wird von der

Arbeit, die er ihnen vorschreibt, und von den Fe ten, die er

bereitet, bestimmt. Alles, was im Ablauf eines ahres aus
einem semgallifchen Bauernhofe geschieht und dessen Men-

schen bewegt, beschreibt Virza in feinem Buch; und er läßt die

Unvergänglichkeit alten Brauchtums erstehen, das sich mit
den Mühen und Freuden des bäuerlichen Lebens, mit Saat
und Ernte, mit den hellen Nächten des Sommers und den
Sturmnächten des Winters verbindet und tief in der hemm-
schen Vergangenheit wurzelt. Virzas Buch ist das Epos des
lettifchen Bauern.

»
Deutscher Hochschulführer1935. herausgegeben vom

Reichsstudentenwerk gemeinsam mit der Deutschen Studenten-.:
schaft.·-Verlag .Walter de -thuyter, Berlin undLeipzig —

Der im 17. Jahrgangkrfcheinende hochschulführer enthält
auch·diesmal wieder die auf den neuesten Stand gebrachten
Bestimmungenaller deutschenUniversitäten und hochschulen
Uber- die Belassung-zum··ho,chichuistudium,das Gebt-ihren-
wesen einschließlichder Studienkosten,ferner eine Aufzählung
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und Erörterung sämtlicher hilfseinrichtungen und Unter-

stützungsmöglichkeiten für Studierende.

unterrichtende Anfsätze über die Bestimmungen hinsichtlich

glesArbeitsdienstes und der Betreibung von Leibesübungen.
uch

der hochschulführer durch seine Angaben über alle deutschen
Universitäten und hochschulem durch seine Aufsätze iiber das

Auslandsstudium, über Lehrerbilsdung unsd Lehrerbildungs-
anstalten, über Themen wie ,,Student und Beruf« und
,,.Student und hochschule«, ferner durch die Artikel über

Werden undWollen der Deutschen Stil-dentenschaft, des

NSDStB und des Reichsstudentenwerks ein wertvoller

Ratgeber sein.

Oberschlesische Mitteilungen. Monatsschrift für Wohl-
fahrt, Kultur, Verwaltung und Verkehrswerbu-ng. — Diese
seit dem April d. J. vom Provinzialverband von Oberschlesien
herausgegebene Zeitschrift stellt eine Fortführung der ehe-
maligen »Provinz Oberschlesien«dar. Sie ist in erster Linie

dazu bestimmt, alle Verwaltungsstellen und Behörden über
die besonderen mannigfachen und interessanten Aufgaben
des oberschlesischen Grenzlandes zu unterrichten Und auf dem

Laufen-den zu halten. Sie erscheint darüber hinaus auch
geeignet, im übrigen Reiche für Oberschlesien werbend zu
wirken. Jn der 1. Folge der Monatsschrift finden sich u. a·

längere Artikel über die oberschlesische Landschaft unid die'

berufliche Gliederung der Bevölkerung in den oberschlesischen.
Kreisen.

Nimmst-Berichte herausgegeben vom Osteuropa-Jn-
-stitut Breslau. Verlag Priebatschs Buchhandlung Breslau 1.
— Die in freier Folge erscheinenden »Berichte« des Ost-
europa -Jnstitutes behandeln Wirtschaft, Wirtschaftsgeo-
gr-aphie, Siedlnngs- und geopolitische Probleme Polens und

Rußlands und sollen späterhin auch auf den Donauraum

ausgedehnt werden. Die Probleme dieser Länder in bezug
auf Deutschland zu betrachten, Deutschland und Polen als
Teile eines Raumes und Rußland als den immer vorhan-
ldenen Gegenspieler zu sehen, das ist einer der Leitgedanken
der «Berichte«. So schreibt O. E. G ü nthe r in einem ein-
leitenden Artikel: »Daß bei der Eingliederung Polens in die

christlich-german·ifrheWelt den Deutschen die führende Rolle

zufiel, ist der Ausdruck der historischen Stellung Deutschlands
und der deutsch-polnischen Raumgemeinschaft. Daß diese Bin-

dung Polens an die abendländische Welt nicht nur eine

äußerlich-ewar, ersieht man daraus, daß der Aufbau Polens
nur solange seinen sicheren Weg ging, solange das Ein-

ftrömen der westlichen Kultur und diese selbst ungestört
!blieben. Es wird brüchig in dem Augenblick, in dem der

abendländische Kulturstrom unterbunden wird oder selbst in

Brüche geht. .
·
.« Walter G eisler spricht in seinem Bei-

trag zum 1. heft der ,,Berichte« von den Raumgemeisnschaften,
deren Bedeutung darin besteht, »daß das Kraftfelsd eines

. Am Z. Juni verstarb der stellvertretende Bundessleiter
des Bundes heimattreuer Posener, Robert T s ch a e ch e. Jn
ihm hat der BhP. ebenso wie der Bund Deutsch-er Osten einen

unermüdlichen Arbeiter für die Jdee des Ostens verloren.

Tschaeche, der am 19. Juli 1876 in Zduny (Kreis Krotoschin)

geborenwurde, hat sich bis zuletzt, obwohl er schon seit
ahrzehnten als Bankvorsteher bei der Deutschen Bank und

Diskonto-Gesellschast in Berlin tätig war, eine enge und

lebendige Verbundenheit mit seiner Posener heimat bewahrt.
1928 trat er in die Leitung des damaligen Reichsbundes der

Posener ein und verwaltete das Kassenwesen des Bundes.
Bei der Umorganisation der Ostverbände im Jahre 1933
vermittelte er die Ueberführung des Reichsbundes in den

BDO» bei dem er die Leitung des Landesverbandes Berlin

übernahm. JmJahre 1934 war er es vor allem, der den

organisatorischenZusammenschluß der Posener und der alten

Ostbundler im Bund heimattreuer Posener zu erhalten
wußte. Als stellv. Leiter und als Leiter des Landesverbandes
Berlin dieses Bundes verstand er es, die große einheitliche
Linie zu wahren, die jede Ostarbeit einhalten muß, wenn sie
Sinn nnd Erfolg haben soll.

—-.L
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Weiter enthält er"

für die älteren Semester und Nichtstudierende dürfte .

jeden Staates durch die gegenseitige Ergänzung und Stützung
so gestaltet wird, daß der wirtschaftliche Wettstreit mzit
anderen Staaten um so erfolgreicher durchgeführt werden
kann«. Unter demselben Gesichtspunkt betrachtet Wichard
H a h n das Agrarproblem Polens, dessen äußerst verwickelte
Lage als eine Folge davon zu betrachten ist, daß die Führung
der polnischen Wirtschaftspolitik den Gedanken der mittel-

europaischenRaumgemeinschaft grundsätzlichaus politischen
Gründen verneint hat. Weiter enthält das umfangreiche heft
(128 Seiten) beachtenswerte Berichte über die polnische Wirt-

schaft »ImJahre 1934,· über die polnische Zinkindustrie und
uber die Industrie Sowjetrußlan-ds.

BDO. und NS.-Arbeitsdienft
Bund Deutscher Osten und RS.-Arbeitsdienst haben.

enge Zusammenarbeit vereinbart. unächst sind die Arbeits-

gauleitungen Nr. 1, 4, 8, 10, 11, 1
, 15, 16 und 29, die Be-

zirksschulen und die Reichsschule des RSAD. von dem Leiter
des Unterrichtswesens des NSAD. auf die Möglichkeit einer

Zusammenarbeit mit dem BDO. hingewiesen worden. Der
BDO. wird auf Anfordern für einschlägigeVorträge Redner
zur Verfügung stellen und die Gliederungen des NSAD. mit-
dem von ihm herausgegebenen Schulungsmaterial beliefern.

Personliches ,
.

- Geslorbem Rektor i. R. Paul Schlab s in Freiburg
(Schlesien) am 3. 6., 69 J. (Schlabs stammte aus Lissa, sein
Vater war Brauerei-besitzer und Gastwirt in Schwetzkau, er

besuchte die Präparandenanstalt in Lissa, das Seminar in;
Rawitsch und war lange Zeit als Rektor der kath. Schule in
Jarotschin tätig, an den Arbeiten des früheren Deutschen Ost-
bundes nahm er stets regen Anteil.)

cBilanz am 31. Dezember I934.
Aktion: RM. Passiva: REM-

1. Vankgnthaben«. . . . 13 807,37 1. Geschäftsgiithaben der
2. Forderungen . . . . 8519,56 Mitglieder-
.3. Beteiligungen . . . . 30 000,-— ausscheidende 500,—

·

4. Effekten . . . . . .- . . 100,— verbleibenW 2000,——I
5- Inventar - — - - « - - 1-— 2. gesetzt Reservefonds 2733,86
6- sum-re Verrgdszmng 3. andere Reserve-» . . 29156,25

» RM· U 936-76 4. Verpflichtungen . . . 4544,58
7- Burgschaitsiordertmg 5. Siedtungshuuptkouto13 181,95"

RM 10 --·· 6. Innere Verrechnung
·

.

RM. 5926,76
7. Uebernommene

Bürgschaft . . 100,——«
8. Gewinn . . . . . . . . -811,29.

LIM. 52 427,93 RSJJL 52 427,93

Gewinns und Verlustreehnunge
Soll: RM. Haben: RM.

Gefchiiftsunkosten . . · . 656.97 Zinsen. . . . . . . . . . 1 468,26
Gewinn . . . . . . . . . . 811,29

-

RM. 1 468z26 RVL l 468,26

.» Mitgliederbetvegunge
Stand am 1. Januar l934. . . . . 16 Mitglieder mit 19 Anteilen
Am 31. Dezember 1934 schieden aus 2 Mitglieder mit 4 Anteilen

Stand am 1. Januar 1935. . . . . 14 Mitglieder mit 15 Anteileu
Verminderung des Geschäftsguthabens RM.1388

·

·

45001-
Verminderung der Haftsumme . . . . . ,-

Gesamthaftsumme . . . . . . . . . . . . . »

Berlin, den 27. März 1935

GemeinniitzigeSiedlungsgenofienschast»Vstmart«e. G. m. b. H;
Henpel Schröder Pfeffer

- «

-

Der Aufsichtsrat: Schmtd Krüger Reckeweg
Vorsteher-de Bilanz nebst Gewinn- nnd Verlustrechnung habe ich geprüft und

mit den ordnungsgemiisz gefiihrten Büchern in liebereinftnnniung gefunden.
"

«

·

Berlin, den 28. April 1935

(s.) Dr.Er1vinBechter,
Wirtschaft-sprüer öffentlich bestellter nnd vereidigter Bücherrevtsou

Vekqufe sofort —

wegen Familienverhältnissen mein · ,-

gutgehändesZimmereigeschäft. -

»Namid-
Konkurrenzlos undpreismert. An-

i—

zahlung nach Vereinbarung 13168
Fritz Gerhardt, Plattin Post
Müncheberg (Mark), Bahnstation

Gusow (Oftbahn).


